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Diese Veröffentlichung wird im Rahmen des Gemeinschaftsprogramms für Beschäftigung und 
soziale Solidarität (2007–2013) unterstützt, das von der Generaldirektion Beschäftigung, sozi-
ale Angelegenheiten und Chancengleichheit der Europäischen Kommission verwaltet wird. 
Dieses Programm wurde eingerichtet, um die Verwirklichung der Ziele der Europäischen 
Union in den Bereichen Beschäftigung und Soziales — wie in der Sozialpolitischen Agenda 
ausgeführt — finanziell zu unterstützen und somit zum Erreichen der Vorgaben der Strategie 
von Lissabon in diesen Bereichen beizutragen.
Das auf sieben Jahre angelegte Programm richtet sich an alle maßgeblichen Akteure in der 
EU-27, den EFTA-/EWR-Ländern und den Beitritts- und Kandidatenländern, die einen Bei-
trag zur Gestaltung geeigneter und effektiver Rechtsvorschriften und Strategien im Bereich 
Beschäftigung und Soziales leisten können.
Mit PROGRESS wird das Ziel verfolgt, den EU-Beitrag zur Unterstützung der Mitgliedstaaten 
in ihrem Engagement und ihren Bemühungen um mehr und bessere Arbeitsplätze und grö-
ßeren Zusammenhalt in der Gesellschaft auszubauen. Zu diesem Zweck trägt das Programm 
PROGRESS dazu bei,
• Analysen und Empfehlungen in den Politikbereichen des Programms PROGRESS bereit-
zustellen; 
• die Umsetzung des Gemeinschaftsrechts und der Strategien der Gemeinschaft in den 
Politikbereichen des Programms PROGRESS zu überwachen und darüber Bericht zu 
erstatten;
• den Austausch von Strategien, das wechselseitige Lernen und die gegenseitige Unter-
stützung zwischen den Mitgliedstaaten in Bezug auf die Ziele und Prioritäten der Union 
zu fördern und 
• die Auffassungen der beteiligten Akteure und der Gesellschaft insgesamt zu kanalisie-
ren.
Weitere Informationen finden Sie unter:
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=327&langId=de
Mehr Informationen zu den Peer Reviews und der Politikbewertung sowie alle einschlägigen 
Dokumente sind abrufbar unter: 
http://www.peer-review-social-inclusion.eu 
Der Inhalt dieser Veröffentlichung gibt nicht unbedingt die Auffassung der Generaldirektion für 
Beschäftigung, soziale Angelegenheiten und Chancengleichheit der Europäischen Kommissi-
on wieder. Weder die Europäische Kommission noch in deren Namen handelnde Personen 
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Zusammenfassung
Über die Notwendigkeit von mehr Politikkohärenz zwischen den drei Hauptsäulen 
der Lissabon-Strategie der EU — Wirtschaft, Soziales und Umwelt — herrscht heute 
sowohl auf europäischer als auch einzelstaatlicher Ebene Einvernehmen. Breite Zu-
stimmung findet auch die Prämisse, dass im Zuge der Neuauflage der Strategie (seit 
2005) und der Fokussierung auf Wachstum und Beschäftigung soziale Ziele nicht ins 
Hintertreffen geraten dürfen. 
Zuverlässige Methoden zur Folgenabschätzung — nicht nur nach Umsetzung einer 
neuen Politikmaßnahme, sondern auch vorab (ex-ante) — können verhindern, dass 
neue Maßnahmen unbeabsichtigte, kontraproduktive Nebeneffekte auf einem ande-
ren Gebiet nach sich ziehen. Sozioökonomische Verträglichkeitsprüfungen können 
Kosten durch unerwartete soziale Folgeprobleme abwenden — vor allem in Zeiten 
der Budgetknappheit.
Im Rahmen der Offenen Methode der Koordinierung im Bereich Sozialschutz und 
soziale Eingliederung spielen Sozialbilanzen eine immer wichtigere Rolle und leisten 
einen Beitrag zu gewissenhafteren Entscheidungsabläufen.
Soziale Folgenabschätzung lässt sich kurz wie folgt definieren: „Eine rechtliche Ver-
pflichtung zur Durchführung systematischer Ex-ante-Untersuchungen von Politik-
maßnahmen auf jedwedem Gebiet auf etwaige soziale Auswirkungen, unter Mitwir-
kung aller relevanten Interessengruppen.“
Dieses Konzept zeichnet sich u. a. durch folgende Vorteile aus:
durchgehende Berücksichtigung der sozialen Dimension (Sozialschutz und 
Eingliederung) in anderen Politikbereichen, Bewusstseinsaufbau unter Po-
litikgestalterInnen;
mehr Transparenz dank der Einbindung aller Anspruchsgruppen;
Qualitätssteigerung des Politikinstrumentariums.
Die Mitgliedstaaten zeigen wachsendes Interesse am potentiellen Nutzen der so-
zialen Folgenabschätzung. In der Slowakischen Republik befindet sich ein einheit-
liches Bewertungsverfahren im Entwicklungsstadium. Die Ministerien sollen nicht 
nur die finanziellen Haushaltsfolgen von Politikvorschlägen orten und quantitativ 
bestimmen (einnahmen- und ausgabenseitig), sondern auch die Effekte auf die so-
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Gütern und Dienstleistungen, Chancengleichheit, Beschäftigung, regionale Abwei-
chungen u. dgl.). Dabei kann sich jedes Ministerium individuell für das geeignetste 
Bewertungsverfahren entscheiden. Ein Pilotprojekt ist in Gang und soll im März 2009 
evaluiert werden.
Irland ist der einzige EU-Mitgliedstaat mit einer seit langem bestehenden Erfahrung 
im Bereich der Folgenabschätzung nach sozialen Gesichtspunkten. Die Sozialver-
träglichkeitsprüfung („poverty-proofing“) wurde 1998 mit dem Ziel ins Leben geru-
fen, die Politikmaßnahmen für soziale benachteiligte Gruppen und in Armut lebende 
oder armutsgefährdete Menschen zu verbessern. Nach einer Evaluierung im Jahr 
2006 und einer Überarbeitung im März 2008 wurde das Verfahren in „Poverty Impact 
Assessment“ umbenannt und als fester Bestandteil im Politikentwicklungsprozess 
verankert.
Die Europäische Kommission arbeitet mit einem eigenen integrierten Folgenab-
schätzungssystem. In jüngsten Initiativen wurde insbesondere die Beurteilung sozi-
aler Folgen verstärkt. Es wurde eine Reihe von Studien initiiert, und die GD Beschäfti-
gung hat ein so genanntes „Toolkit to Assess Social Impacts“ („Werkzeugsatz für die 
soziale Folgenabschätzung“) mit Mindeststandards ausgearbeitet, die die Kommis-
sion bei der Untersuchung sozialer und beschäftigungsrelevanter Auswirkungen von 
Initiativen über verschiedene Politikfelder hinaus unterstützen sollen1. Die GD Be-
schäftigung hat ferner eine neue Studie über die „Bewertung sozialer Auswirkungen 
als Instrument zur Einbeziehung von Fragen des Sozialschutzes und der sozialen 
Eingliederung in die staatliche Politik der EU-Mitgliedstaaten’“ ausgeschrieben, die 
bis Anfang 2010 fertig gestellt sein soll; eine weitere Studie mit dem Titel „Review of 
Methodologies applied for the assessment of social and employment impacts“ ist 
ebenfalls in Auftrag.
Aus den Erfahrungen in den Peer-Ländern und Stakeholder-Netzwerken konnte der 
Schluss gezogen werden, dass die soziale Folgenabschätzung heute noch nicht weit 
genug gediehen ist und ein beträchtliches Verbesserungspotential aufweist. Zwar 
sind in vielen Staaten gesetzliche Rahmenwerke vorhanden, in der Praxis geschieht 
jedoch oft zu wenig. Die Methoden müssen weiter greifen, gleichzeitig ist auf die Ver-
hältnismäßigkeit zu achten: Eine noch so begrenzte Evaluierung ist besser als keine 
und lohnt sich, solange sie nicht auf das bloße Ausfüllen von Fragebogen beschränkt 
bleibt, sondern eine kritische Überlegung über Ziele, Risiken und mögliche Auswir-
kungen der betreffenden Politikmaßnahme sowie die Konsultation von Anspruchs-
gruppen anregt.
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Im Rahmen des Seminars wurden acht Kernpunkte im Zusammenhang mit der so-
zialen Folgenabschätzung erörtert:
1) Politisches Kapital: Die Schaffung eines Rechtsrahmens ist keine Gewähr 
für eine wirksame Beurteilung; der Wille der Politik ist gefordert, wenn die 
Folgenabschätzung nicht bloß auf dem Papier stattfinden soll. Den Parla-
menten kommt eine maßgebliche Rolle zu — sie können darauf achten, 
dass Gesetzesvorschläge nur dann vorgelegt werden, wenn sie mit einer 
Folgenabschätzung nach sozialen Gesichtspunkten einhergehen.
2) Gemeinsame Vision von sozialer Eingliederung: Die Ergebnisse sind vom 
gewählten Bezugsrahmen abhängig. Wie können die verschiedenen Betei-
ligten einen Konsens erreichen — bzw. welchen Niederschlag sollen diver-
gierende Auffassungen von Anspruchsgruppen in Evaluierungsberichten 
finden?
3) Verteilung von Rollen und Verantwortungen zwischen Behördeninstanzen, 
unabhängigen Forschungseinrichtungen und dem Freiwilligensektor.
4) Tragweite der Umsetzung von Folgenabschätzungen vor dem Hintergrund 
knapper Ressourcen und begrenzter Kapazitäten. Als guter Kompromiss 
kristallisiert sich ein Arrangement heraus, bei dem sämtliche Politikvor-
schläge einem „Schnelltest“ unterzogen werden, gefolgt von umfang-
reicheren Bewertungen in ausgesuchten Fällen.
5) Kapazitätenaufbau: Für eine effektive Folgenabschätzung muss eine Reihe 
von Bedingungen erfüllt sein, u. a. das Vorhandensein geeigneter Beur-
teilungsmethoden, die Transparenz der Abläufe und die Verfügbarkeit der 
notwendigen Ressourcen (auch für den Auf- und Ausbau von Kapazitäten).
6) Beteiligung der relevanten Akteurinnen und Akteure: PolitikgestalterInnen 
stehen häufig vor der Frage, an wen sie für Konsultationen herantreten 
sollen. In einzelnen Bereichen sind mitunter viele NRO tätig, und nicht 
immer ist eindeutig, wie repräsentativ sie sind. NRO-Dachorganisationen 
sind eine mögliche Lösung, doch gilt eine breite und direkte Anhörung von 
Armutsbetroffenen als unverzichtbar. Auch Zeitmangel kann einer guten 
Partizipation entgegenstehen.
7) Große Vielfalt an Verfahren zur Folgenabschätzung: Um eine „Inflation“ 
von punktuellen Verfahrensweisen zu verhindern, muss die soziale Folgen-
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abschätzung idealerweise in ein breiter angelegtes Bewertungsprozedere 
eingebettet sein, in welchem auch wirtschaftliche und ökologische Zielset-
zungen berücksichtigt sind („integrierte Folgenabschätzung“ oder „Nach-
haltigkeitsprüfung“).
8) Rolle der Europäischen Kommission: Das Seminar ergründete mehrere 
Ansätze, nach denen die Europäische Kommission die Mitgliedstaaten bei 
der Durchführung der sozialen Folgenabschätzung unterstützen kann und 
soll, namentlich durch die Bereitstellung von methodologischer Hilfe, durch 
die Verbreitung von Beispielen bewährter Verfahrensweisen (u. a. eigene 
Beurteilungsberichte der Kommission), durch Forschungsförderung sowie 
durch die Begünstigung der Mitwirkung von Interessenvertretungen.
20
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1. Kontext
Die Strategie für Wachstum und Beschäftigung der EU und die Sozial-
/Eingliederungspolitik 
Im Zuge der Überarbeitung der Lissabon-Strategie 2005 wurde die notwendige Kohä-
renz zwischen Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik einerseits und Eingliederungs-
politik andererseits am Konzept der Eingangs- und Ausgangsindikatoren — „Feeding 
in/out“ — festgemacht. 
„Feeding in“ besagt, dass Sozialpolitik idealerweise einen positiven Beitrag zu 
Wachstum und Beschäftigung leisten muss — bzw. die Lissabon-Ziele zumindest 
nicht untergraben darf. Nicht zuletzt im aktuellen Wirtschaftsklima ist die Kommis-
sion gefordert, den Nutzen von Sozialausgaben zu belegen — möglich ist dies, wenn 
auf positive Auswirkungen durchdachter sozialpolitischer Maßnahmen auf Wachs-
tum und Beschäftigung verwiesen werden kann. Beispielsweise sorgen gesündere 
Arbeitsplätze dafür, dass die Menschen länger erwerbstätig bleiben. 
„Feeding out“ steht für die Erfordernis, dass die Strategie für Wachstum und Be-
schäftigung einen Beitrag zum sozialen Zusammenhalt, zum Sozialschutz und zur 
Eingliederung aller BürgerInnen leisten muss. Trotz regen Wachstums und umfang-
reicher Arbeitsbeschaffung in den letzten Jahren blieben die Effekte in Bezug auf 
Erwerbsarmut, Arbeitslosenhaushalte, regionale Diskrepanzen und Armutsrisiko 
begrenzt. Das stärkere Wachstum findet bislang weder für die am stärksten Benach-
teiligten noch in einer global gefestigten sozialen Kohäsion seinen Niederschlag. 
Es ist ein Anliegen der Kommission, dass sich angewandte Beispiele von integrierten 
Politikmaßnahmen, die diesen Wechselwirkungsmechanismus berücksichtigen, in 
den Mitgliedstaaten vermehren. Wenngleich beispielsweise der Abbau von Arbeits-
marktbarrieren die Wirtschaftsleistung und die soziale Integration tendenziell positiv 
beeinflusst, müssen die Regierungen auch damit verknüpfte Hürden wie ein allfäl-
liges Manko an Kinderbetreuungseinrichtungen oder die Wohnproblematik in Be-
tracht ziehen. Wenn für die Aktivierung der Weg verschärfter Bedingungen für den 
Sozialleistungsbezug beschritten wird, entsteht dadurch nicht notwendigerweise ein 
integrationsfreundlicher Arbeitsmarkt, sondern es droht ein zunehmender Ausgren-
zungsdruck auf die Betroffenen.
In den letzten zwei Jahren befasste sich das von der Europäischen Kommission ini-
tiierte Netzwerk unabhängiger ExpertInnen im Bereich soziale Eingliederung syste-
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matisch mit Modellen für eine verbesserte Vorwegnahme der Eingangs- und Aus-
gangsindikatoren verschiedener Politikdokumente. Die soziale Folgenabschätzung 
hat sich als umfassendes und leistungsstarkes Instrument in diesem Evaluierungs-
ablauf behauptet (vgl. Abschnitt 3). Mit ihrer Hilfe wird im Vorfeld die Abschätzung 
sozialer Folgen von Politikmaßnahmen vorgenommen (so genannte „Ex-ante-Un-
tersuchungen“).
Arrangements zur Durchführung derartiger Sozialbilanzen finden sich in unter-
schiedlicher Form in einer Reihe von Mitgliedstaaten (vgl. Abschnitte 5 und 6). Als 
Vorreiter kann Irland genannt werden, wo auf dem Gebiet der sozialen Eingliede-
rung bereits 1998 eine „Sozialverträglichkeitsprüfung“ eingeführt wurde; seit einer 
Überarbeitung 2008 nennt sich das Instrument „Poverty Impact Assessment“ (PIA). 
In anderen Staaten ist die Evaluierung nach sozialen Gesichtspunkten in integrierte 
Folgenabschätzungssysteme (auch „Nachhaltigkeitsprüfungen“) eingebunden. 
Auf globaler Ebene setzt sich die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) in Zusam-
menarbeit mit der GD Handel der Kommission für den Rückgriff auf eine Nachhal-
tigkeitsprüfung in sämtlichen Verhandlungen ein, die Fragen des Außenhandels und 
Auslands-Direktinvestitionen berühren. Seit Verabschiedung der Armutsbekämp-
fungsstrategie 2001 machen die Weltbank und der Internationale Währungsfonds 
(IWF) ihre Arbeit in armen Staaten davon abhängig, dass „Strategiedokumente zur 
Armutsbekämpfung“ erstellt werden; gleichzeitig werden Interventionen routine-
mäßig einer entsprechenden Folgenanalyse unterzogen („poverty and social impact 
analysis“; Coudouel et al., 2006).
In der Europäischen Kommission sind verschiedene Formen der Folgenabschätzung 
in den Vorarbeiten zu Politikinitiativen heute gang und gäbe (Europäische Kommis-
sion, 2005). Die Kommission setzte 2002 ein integriertes Folgenabschätzungssystem 
ein, im dem auch „soziale“ Folgen ausgelotet werden. Auch die GD Handel führt bei 
Handelsverhandlungen mit Partnerstaaten Nachhaltigkeitsprüfungen durch, die 
sich über soziale, wirtschaftliche und ökologische Folgen erstrecken. 
Wie bereits erwähnt, hat sich die soziale Folgenabschätzung in den letzten Jahren 
auch in der Offenen Methode der Koordinierung (OKM) im Bereich Sozialschutz 
und soziale Eingliederung durchgesetzt. Im Gemeinsamen Bericht über Sozial-
schutz und soziale Eingliederung 2008 empfiehlt der Ausschuss für Sozialschutz den 
Ausbau des Rahmenswerks für Analysen, u. a. durch die Berücksichtigung der sozi-
alen Folgen in integrierten Folgenabschätzungen. Selbstredend ist damit potentiell 
ein großer Schritt zur Verwirklichung einer stärkeren Kohärenz und Abstimmung 
zwischen Sozialpolitik und anderen Politikfeldern getan, sei es auf einzelstaatlicher 
20
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oder auf EU-Ebene. Wie der jüngsten Mitteilung zur Verstärkung der OKM Soziales2 
zu entnehmen ist, strebt die Kommission danach, gegenseitiges Lernen zu diesem 
Thema anzuregen. Die Kapazitäten für eine gemeinsame Folgenabschätzung sollen 
ausgebaut werden. Zu diesem Zweck finden Investitionen in eine Reihe von Aktivi-
täten statt, insbesondere:
dieses Peer Review-Seminar;
eine neue, eben ausgeschriebene Studie über die „Bewertung sozialer Aus-
wirkungen als Instrument zur Einbeziehung von Fragen des Sozialschutzes 
und der sozialen Eingliederung in die staatliche Politik der EU-Mitgliedstaa-
ten“. Ausgeführt wird die Arbeit von The Evaluation Partnership (TEP) mit Sitz 
in Großbritannien, in Zusammenarbeit mit dem Centre for European Policy 
Studies (CEPS);
eine Studie, die eine Bestandsaufnahme von Verfahren zur sozialen und be-
schäftigungsrelevanten Folgenabschätzung zum Gegenstand hat („Review 
of Methodologies applied for the assessment of social and employment im-
pacts“).
Bestrebungen zur Durchsetzung der sozialen Folgenabschätzung in der 
Slowakei
Die Idee zu dieser Peer Review ging vom slowakischen Ministerium für Arbeit, So-
ziales und Familie aus. Den Hintergrund bildete der Vorschlag der slowakischen 
Regierung, mithilfe eines einheitlichen neuen Rahmenwerks zur systematischen 
Untersuchung ausgewählter sozialer Folgen von Politikvorhaben die Effizienz in der 
Politikgestaltung zu verbessern. 
Die Slowakische Republik kann auf keine weitreichenden Erfahrungen in Sachen 
sozioökonomischer Verträglichkeitsprüfungen zurückblicken, wenngleich seit ein 
paar Jahren ein Rahmenwerk existiert, demzufolge neue Gesetze in jedem Fall mit 
detaillierten Informationen über die Auswirkungen auf fünf Gebieten einhergehen 
müssen:
öffentliche Finanzen und Staatshaushalt;














Der Punkt „Bevölkerung“ umschließt den Lebensstandard und Verbesserungen der 
Lebensqualität. In der Praxis finden indes die öffentlichen Finanzen und das Budget 
das größte Augenmerk, weshalb die slowakische Regierung einen ausgewogeneren 
Ansatz für nötig erachtete. 
Die neue Initiative wurde zunächst 2005 per Erlass verabschiedet; 2007 wurde eine 
aus MinisterialvertreterInnen bestehende Projektgruppe zusammengestellt, der ne-
ben dem Ministerium für Arbeit, Soziales und Familie auch die Ressorts Wirtschaft, 
Finanzen und Umwelt angehören. Diese Projektgruppe hat eine Methode herausge-
arbeitet, die auf eine gemeinsame Strategie und spezifische Verfahren abgestellt ist 
(„Einheitliches Verfahren zur selektiven Folgenabschätzung“). Dieses Verfahren wird 
gegenwärtig in einem Pilotprojekt erprobt, bis Juli 2009 soll die Umsetzung abge-
schlossen sein. 
Bei der Ausarbeitung des neuen Verfahrens zur sozialen Folgenabschätzung stüt-
ze sich die Projektgruppe auf zahlreiche Quellen, u. a.: Studie über die Kapazitäten 
der Rechtsanwendung in der Slowakischen Republik; Leitfaden der Kommission 
zur Folgenabschätzung (2005); Schlussfolgerungen des Europäischen Rates (März 
2007); Nationales Reformprogramm und Nationaler Bericht über Strategien zu So-
zialschutz und sozialer Eingliederung (2006-2008); Ratschläge von ExpertInnen der 
University of Manchester. 
Die vorgeschlagene neue Strategie hat folgende Zielsetzungen:
Verbesserung der Entscheidungsabläufe;
Ortung möglicher sozioökonomischer Folgen von Politikmaßnahmen noch 
vor der Umsetzung;
Unterbindung von Politikmaßnahmen, die möglicherweise eine Verschlech-
terung des Lebensstandards oder eine Verschärfung des Risikos von Armut 
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Beitrag zu den Zielen der EU und der Slowakischen Republik im Kampf ge-
gen Armut und soziale Ausgrenzung, Förderung der Kohäsion und der Chan-
cengleichheit.
Im Rahmen des Verfahrens sind fünf Bereiche abgesteckt, in denen eine Folgenab-
schätzung erforderlich ist, wobei auf die Folgen für die Bevölkerung ein besonde-
res Augenmerk zu legen ist. Gleichzeitig werden die wichtigsten Akteurinnen und 
Akteure sowie ihre Zuständigkeiten festgehalten — u. a. PolitikgestalterInnen, zu-
ständige Ministerien, aber auch die Menschen, die von einer Maßnahme am meisten 
betroffen sein dürften. Das Ministerium für Arbeit, Soziales und Familie soll als Eva-
luierungsorgan fungieren und Anspruchsgruppen bezüglich der Vorlage von Doku-
menten beraten.
Es wird ein zweistufiger Ablauf eingesetzt, in dem eine verbesserte Konsultation 
der ExpertInnen- und Interessengruppen möglich wird. Im bisherigen Prozedere, 
das auf „Stellungnahmen“ beruht, langten Rückmeldungen häufig zu spät ein, um 
noch Eingang in neue Strategien zu finden. Deshalb soll die Konsultation jetzt so früh 
wie möglich einsetzen, solange die Politikentwürfe nicht abgeschlossen und Abän-
derungen noch möglich sind. 
Das neue Verfahren sieht für sämtliche Entwürfe zu Politikdokumenten folgende 
Etappen vor:
einen „Schnelltest“, in dem die Wahrscheinlichkeit von sozialen Folgen eru-
iert werden soll. Gegebenenfalls wird die Maßnahme einer eingehenderen 
Beurteilung unterzogen. In einem Anhang zum Verfahren finden sich kurze 
Leitlinien für die Anwendung des „Schnelltests“ und weitere nützliche Infor-
mationen: Die zuständigen Ministerien müssen ein „Schnelltest“-Formular 
ausfüllen, ggf. in Abstimmung mit Anspruchsgruppen; das Formular ist den 
Politikdokumenten beizulegen, sodass ersichtlich ist, ob spezifische soziale 
Folgen gegeben sind. Ist dies der Fall, sind die Folgen vom Initiativorgan zu 
rechtfertigen. Je umfangreicher die Neuerungen, die eine Maßnahme nach 
sich zieht, desto stärker wird der Bedarf einer detaillierten Wirkungsanalyse. 
Zwar gibt es keine zeitliche Beschränkung für die Vorlage des „Schnelltests“, 
doch wird eine möglichst rasche Durchführung nahegelegt. Das Ergebnis 
des „Schnelltests“ wird dann mindestens 1 Monat vor Aufnahme des Stel-
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die soziale Folgenabschätzung selbst, die insbesondere eine ausführliche 
Analyse in Fällen vorsieht, bei denen beträchtliche Auswirkungen eruiert 
wurden. Die Gesamtdauer der sozialen Folgenabschätzung hängt vom Um-
fang der Politikmaßnahme sowie des übermittelten Materials ab. Die Initiati-
vinstanz muss folgende Angaben machen:
Hauptziele und zentrale Aktionsstränge der betreffenden Maßnahme;
betroffene Gruppen;
betroffene Sachbereiche;
Auswirkungen in vier als zentral bewerteten Bereichen:
Staatshaushalt (Budgets, Einnahmen und Ausgaben): Hat die Maß-
nahme positive/negative Folgen? Wirkt sie sich auf die gesamte Be-
völkerung oder einzelne Sektoren aus? Sind die Auswirkungen je 
nach Gesellschaftsschicht unterschiedlich? Mit welchen Folgen ha-
ben sozial schwächere Gruppen wie Familien mit geringem Einkom-
men, kinderreiche Familien (ab drei Kindern), Alleinerzieherinnen 
und alleinstehende Ältere zu rechnen? Wer sind die Begünstigten / 
Benachteiligten?
Zugang zu Rechten, Gütern und Dienstleistungen (unter besonderer 
Berücksichtigung benachteiligter Gruppen): Welche sind die Folgen 
hinsichtlich der sozialen Ausgrenzung? Haben alle Gruppen einen 
gleichberechtigten Zugang zu Ressourcen, Rechten, Gütern und 
Dienstleistungen?
Chancengleichheit und Geschlechtergleichstellung: Ist mit posi-
tiven/neutralen/negativen Folgen in Bezug auf Diskriminierung zu 
rechnen?
Beschäftigung: Ist die Maßnahme für weite Wirtschaftsbereiche oder 
nur Einzelne / einzelne Gruppen von Belang? Welche sind die Fol-
gen für die Beschäftigung? Welche ArbeitnehmerInnengruppen sind 
möglicherweise gefährdet? Besteht die Gefahr von Massenfreiset-
zungen?
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Werkzeuge, die zur Bereinigung möglicher negativer sozialer Folgen einge-
setzt werden können.
Daraus folgt, dass der Fragebogen zur sozialen Folgenabschätzung mit einer Fülle 
von Daten zu unterlegen ist. Diese können von Institutionen wie dem Statistischem 
Amt, Ministerien, Forschungseinrichtungen oder Interessengruppen bezogen wer-
den.
Die Mitwirkung der VertreterInnen von Anspruchsgruppen ist vom jeweiligen Po-
litikbereich sowie den Ergebnissen des „Schnelltests“ abhängig. In dem Verfahren 
wird empfohlen, die Konsultation möglichst rasch in Angriff zu nehmen; die ausge-
wählten Ministerien und Interessenvertretungen sollen zumindest 30 Tage für Stel-
lungnahmen zur Verfügung haben, bevor der Politikvorschlag im Internet für eine 
breitere Debatte zugänglich gemacht wird. Die Slowakische Republik zählt eine Fülle 
von NRO — über 6.000 sind im Innenministerium registriert. Es gestaltet sich in-
des schwierig, ein gemeinsames Politikterrain zwischen ihnen und der Regierung 
zu finden. Es gilt daher, den Dialog zu vertiefen, und zwar nicht nur mit den sozi-
alpartnerschaftlichen Organisationen, sondern auch mit dem regierungsunabhän-
gigen Sektor, und diesen Dialog im Gesetzgebungsprozess zu verankern. Es ist noch 
keine Entscheidung bezüglich der zukünftigen Verbreitung von Ergebnissen gefallen, 
die soziale Folgenabschätzung soll jedoch in die der Regierung zugehenden Beglei-
tunterlagen zu Politikmaßnahmen aufgenommen werden. Zudem sollen sämtliche 
Materialien auf den Internetseiten der Regierung veröffentlicht werden. 
•
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. Soziale Folgenabschätzung: 
Begriffsbestimmung
Es gibt eine breite Palette an Methoden zur Folgenabschätzung, die mit dem Ziel 
entwickelt wurden, die Informationsgrundlagen für PolitikgestalterInnen zu verbes-
sern. Diese Methoden kommen in einer Vielzahl von Kontexten — von Handelsver-
handlungen bis hin zur Veröffentlichung von Ausschreibungen — zur Anwendung. 
Als Beispiele können genannt werden: die Gesetzesfolgenabschätzung (GFA), die 
Auswirkungen von Rechtsvorschriften auf die Wettbewerbsfähigkeit von Märkten 
untersucht; die Wirtschaftsfolgenabschätzung, die auf budgetäre und wirtschaftliche 
Effekte u. a. für KMU oder ländliche Regionen Bezug nimmt; Sozialbilanzen, u. U. 
mit Schwerpunktsetzung auf Auswirkungen in punkto Armut, Menschrechte, Ras-
sen- oder Geschlechterbeziehungen, Kinder, Menschen mit Behinderungen usw.; 
und Umweltfolgenabschätzungen. In manchen Fällen — wie beispielsweise in Groß-
britannien oder auf EU-Ebene — existieren Rahmenwerke für integrierte Folgen-
abschätzungen, mitunter als „Nachhaltigkeitsprüfungen“ umschrieben (z. B. Bel-
gien). Kamen derartige Bewertungsverfahren in der Vergangenheit noch eher selten 
zum Zug, besteht in modernen Gesetzgebungen die Tendenz, sämtliche Initiativen in 
einem bestimmten Politikfeld systematischen Begutachtungen zu unterziehen.
Dies bringt uns zu einer präziseren Definition moderner Verfahren zur sozialen Fol-
genabschätzung:
Unter sozialer Folgenabschätzung ist die systematische Ex-ante-Untersuchung 
wahrscheinlicher sozialer Auswirkungen von Politikmaßnahmen — im engeren 
Sinne: der Folgen für spezifische Zielgruppen oder Bereiche — zu verstehen. 
In machen Fällen beruhen soziale Folgenabschätzungen auf einer gesetzlichen 
Verpflichtung. Ihr Zweck ist es, PolitikgestalterInnen und die Öffentlichkeit mit 
Informationen über Konsequenzen, Wechselwirkungen, Synergien, Nebener-
scheinungen oder alternative Politikoptionen zu versorgen und auf diese Weise 
die politikbezogene Debatte anzureichern.
Diese spezifische Definition umfasst vier Kernelemente: 
Die soziale Folgenabschätzung ist eine gesetzliche Verpflichtung und keine 
gelegentliche, optionale Praxis.
Sie ist ex-ante, also im Vorfeld durchzuführen. Begleitende und Ex-post-Be-
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Die Definition gilt für sämtliche Politikbereiche und zielt auf eine verstärkte 
Kohärenz zwischen Sozialpolitik und anderen Gebieten ab.
Die Beteiligung von Interessenvertretungen ist garantiert.
Diese Definition kann durch einige Qualitätsmerkmale für die Abschätzung der sozi-
alen Auswirkungen ergänzt werden:
eindeutige Definition der Problemstellung(en);
Gegenüberstellung verschiedener Politikoptionen;
erkenntnisgestützte Bewertungsmethoden (quantitativ und/oder qualitativ);
transparente Abläufe.
Es versteht sich von selbst, dass eine hochstehende soziale Folgenabschätzung ein 
anspruchsvolles, zeitaufwändiges und kostenintensives Unterfangen ist, und dass 
die erforderlichen Investitionen im Verhältnis zur Bedeutung der zu bewertenden 
Maßnahmen stehen müssen. Ferner ist festzustellen, dass die für eine hochwertige 
soziale Evaluierung notwendigen Statistikdaten, Analysekapazitäten und Beteili-
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. Bedeutung der sozialen Folgenabschätzung 
in der Offenen Methode der Koordinierung im 
Bereich Sozialschutz und soziale Eingliederung
Gegenwärtig beschäftigt sich ein Netzwerk unabhängiger ExpertInnen mit der Über-
wachung der so genannten „Feeding in/out“-Effekte zwischen der übergeordneten 
Lissabon-Strategie und der OKM im Bereich Sozialschutz und soziale Eingliederung. 
Dieses Verfahren wurde im Zuge der Neuauflage der Lissabon-Strategie eingesetzt, 
geht jedoch nicht ausreichend in die Tiefe. Dafür verantwortlich sind hauptsächlich 
die engen Zeitvorgaben an die ExpertInnen für die Vorlage der Berichte, sowie ver-
fahrensbedingte Aspekte (keine Partizipation). Die soziale Folgenabschätzung muss 
transparent sein und alle Betroffenen involvieren, um eine qualitative Verbesserung 
der Sozialpolitik — solidere Faktenbasis, besser durchdacht, demokratischer — zu 
erreichen. 
Bewusstseinsaufbau: Die soziale Folgenabschätzung stellt Entscheidungs-
trägerInnen ein zusammenhängendes Rahmenwerk für die Überprüfung 
allfälliger Auswirkungen von Politikmaßnahmen bereit, sodass die Behörden 
die Möglichkeit — und de facto die Verpflichtung — haben, sich Informati-
onen über etwaige Effekte zu beschaffen und diese mit anderen Behörden 
und der Öffentlichkeit zu teilen. 
vorbeugendes und proaktives Handeln: Indem die Abschätzung sozialer 
Folgen im Vorfeld ansetzt (siehe obige Definition), wirkt sie präventiv und 
proaktiv. Präventiv insofern, als sie potentielle (positive oder negative) Nebe-
neffekte für den sozialen Zusammenhalt zu Tage fördern kann, an die die Ini-
tiatorInnen von Politikinitiativen zunächst nicht gedacht hatten. Die proaktive 
Wirkung stellt sich ein, wenn soziale Folgenabschätzung in der Gestaltung 
von Sozialpolitik zur Geltung kommt: Sie kann dort zu einer systematische-
ren Analyse und zur Gegenüberstellung von Alternativkonzepten beitragen.
Koordination: Da die Effekte von Regierungsinitiativen — z. B. AMPol-Maß-
nahmen — häufig auf anderen Gebieten auftreten (z. B. Kinderbetreuung), 
bewirkt die soziale Folgenabschätzung indirekt eine engere Koordination zwi-
schen Politikfeldern. Insbesondere bei der sozialen Eingliederung eröffnet 
eine explizite „Modellabbildung“ von Wechselwirkungen zwischen verschie-
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Rahmenwerk einfließen zu lassen, in welchem die gegenseitige Abhängig-
keit zentraler Wohlfahrtsagenden deutlich wird.
Transparenz: Soziale Folgenabschätzung leistet nicht nur einen wesentlichen 
Beitrag zu einem evidenzbasierten Politikgestaltungsprozess, sondern sorgt 
auch für eine transparentere Politikdebatte. Ganz besonders gilt dies, wenn 
die Konsultation wichtiger Interessensvertretungen gesetzlich vorgeschrie-
ben ist. Insofern kann die soziale Folgenabschätzung auch für die Verhand-
lungsfähigkeit gefährdeter Gruppen förderlich sein.
Ausgleich: Als einer der wichtigsten Aspekte verpflichtender Sozialbilanz-
verfahren ist ins Treffen zu führen, dass sie zur Wiederherstellung eines Aus-
gleichs zwischen verschiedenen Politiksträngen beitragen können. Sie bau-
en einseitigen Wirtschaftsinteressen vor und bieten benachteiligten Gruppen 
Schutz vor potentiell ungünstigen Folgen von Wirtschaftspolitik. Dies gilt ins-
besondere für die Politikgestaltung auf EU-Ebene, wo die wirtschaftliche Di-
mension stärker ausgeprägt ist als die soziale. Gleichzeitig tragen die in der 
sozialen Folgenabschätzung zusammengetragenen Fakten u. U. zum Abbau 









Statistische Werkzeuge und Analysemodelle sind zweifelsfrei wichtig, die Schlüssel-
komponente eines guten Rahmens für Sozialbilanzen ist indes der „Ablaufplan“, in 
dem eine logische Abfolge von Schritten von der Problembestimmung bis zur end-
gültigen Entscheidung festgelegt ist. 
In einem Beispiel zur Verdeutlichung eines solchen „Ablaufplans“ wollen wir eine 
hypothetische neue Energieabgabe (Bereich Umweltpolitik) auf ihre Auswirkungen 
auf die ärmsten Haushalte im Land durchleuchten.
Als Erstes muss das Problem eindeutig definiert werden. Falls beispielsweise zu-
trifft, dass „steigende Energiepreise arme Haushalte belasten“, müssen folgende 
Größen bestimmt werden: die Bandbreite der betroffenen Produkte, das Ausmaß der 
Steigerungen, die zu schützenden Gruppen und deren Größe (Problemumfang) usw. 
Unweigerlich müssen auch alle Einzelteile des Puzzles definiert werden: Wer sind 
„die Armen“? Wie hoch ist der Anteil der Energiekosten an ihren Gesamtausgaben 
und wie sieht die allgemeine Verteilung aus? Welche alternativen Energiequellen 
kommen in Betracht? Um die Wirkung einer Politikintervention zu messen, muss ein 
Basisszenario entworfen werden („keine spezifische Intervention“), in welchem all-
fällige Unsicherheiten enthalten sind (Sensitivitätsanalyse, Risikobewertung — d. h. 
Wahrscheinlichkeit und Größenordnung von nach oben oder unten gehenden Preis-
schocks). Die Gesamtheit dieser Informationen erlaubt ein Urteil über die Berechti-
gung der Maßnahmen und ggf. die Reichweite absehbarer Ereignisse.
Zweitens: Die Zielsetzungen der Politik müssen explizit ausgewiesen sein. Allge-
meine Zielsetzungen („Abwehr einer zunehmenden Verarmung aufgrund steigender 
Energiepreise“) sind in spezifische und praktische Ziele aufzugliedern (z. B. „Bereit-
stellung von Beihilfen über 50 % der Zusatzausgaben“ und/oder „Unterstützung im 
Hinblick auf eine Senkung des Energieverbrauchs um x % binnen eines Jahres“). Di-
ese Zielsetzungen müssen vier Merkmale aufweisen: spezifisch, messbar, erreich-
bar, realistisch und zeitabhängig. Zudem muss ein deutlich erkennbarer Bezug zu 
den Politikoptionen bestehen, und es muss geeignete Indikatoren für die Überwa-
chung der Politikmaßnahmen geben. Außerdem besteht die Möglichkeit, dass aus 
den Analysen oder dem Konsultationsverfahren gewonnene neue Erkenntnisse eine 
Neubestimmung der spezifischen Ziele notwendig machen. 
Der dritte Schritt in einer fundierten Sozialbilanz: Es sollen mehrere Politikalterna-
tiven in Betracht gezogen werden, die aus einer breiten Palette von Optionen auszu-
wählen sind (z. B. Ausgleichsleistungen versus reduzierter Verbrauch bzw. Umstieg 
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auf Alternativenergien). Dies ermöglicht PolitikmacherInnen eine vergleichende Be-
trachtung der relativen Wirksamkeit und Effizienz einzelner Optionen, ausgehend 
vom definierten Basisszenario. Häufig handelt es sich bei den einzelnen Politikalter-
nativen um ganze Maßnahmenpakete (Regulierung, finanzielle Transfers, Sensibili-
sierung u. dgl.).
Die eigentliche Wirkungsmessung findet im vierten Schritt statt. Zunächst werden 
potentielle Auswirkungen eruiert und ihre Signifikanz qualitativ beurteilt. Möglicher-
weise muss zwischen unterschiedlichen Effekten für verschiedene Gruppen unter-
schieden werden (z. B. MieterInnen/VermieterInnen, NutzerInnen verschiedener 
Energieformen). Ist die Vorauswahl an Auswirkungen getroffen, kann mit der Beant-
wortung der Frage begonnen werden, wie sich Auswirkungen entwickeln und welche 
Größenordnung sie haben; dafür sind sowohl quantitative als auch qualitative Metho-
den anzuwenden. In der Praxis hängen Tiefe und Komplexität der Analysen davon ab, 
wie viel Zeit, Daten, Ressourcen und Kapazitäten zur Verfügung stehen. Quantitative 
Methoden können weit reichen, von „einfacheren“, statischen Vergleichssimula-
tionen der mittelfristigen Umverteilungseffekte einer Maßnahme, bis hin zu dyna-
mischen Modellen, die Verhaltenseffekte und die Anhäufung von Schulden und/oder 
Ressourcen mit einbeziehen. Sie können ferner partielle, sektorale Modelle bis hin 
zu allgemeinen Gleichgewichtsanalysen umspannen, oder auch Kostenwirksam-
keits- bis hin zu Kosten-Nutzen- oder Mehrkriterienanalysen. In unserem Beispiel 
könnte anhand des ermittelten Haushaltsbudgets erhoben werden, welcher Anteil 
auf Heizöl- und sonstigen Energieverbrauch entfällt. Es könnten verschiedene finan-
zielle Ausgleichsmodelle (einkommensabhängig oder universell, proportional oder 
pauschal usw.) simuliert werden, um ihren Effekt auf den Staatsetat sowie auf die 
Kaufkraft verschiedener Haushaltskategorien abzuschätzen. Eine weitere Möglich-
keit ist indessen, dieselben Maßnahmen in einem Gleichungssystem zur Entwick-
lung der VerbraucherInnennachfrage oder in einer allgemeinen Gleichgewichtsana-
lyse zu simulieren. Aus letzterer geht vielleicht hervor, dass Ausgleichsmaßnahmen 
tendenziell zu weiteren Preissteigerungen führen, während eine Drosselung des 
Energieverbrauchs den gegenteiligen Effekt hat. Mitunter fördern die verschiedenen 
Ansätze auch komplementäre Informationen zu Tage.
Abschließend wird ein Vergleich der verschiedenen Optionen angestellt, was ihre 
Wirksamkeit, Effizienz und Kohärenz anbelangt. In diesem Stadium kommt es darauf 
an, alle erheblichen (positiven wie negativen) Auswirkungen in einer qualifizierten, 
umfassenden Übersicht zusammenzuführen. Darüber hinaus gilt es, die Kohärenz 
jeder einzelnen Alternative im breiteren Politikrahmen zu beurteilen. In unserem 
Beispiel werden die Ausgleichsleistungen unweigerlich auf den Staatshaushalt drü-
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cken und womöglich Steuererhöhungen bzw. Einsparungen bei anderen Ausgaben 
erforderlich machen, woraus andere, indirekte Probleme resultieren können, sei es 
für die Ärmeren oder andere Gesellschaftsgruppen. Anschließend müssen die ver-
schiedenen Möglichkeiten auf objektive und transparente Weise gereiht werden.
Wenn die bevorzugte Maßnahmenkombination beschlossen ist, empfiehlt es sich, 
einen Satz geeigneter Indikatoren für die Überwachung der Maßnahmen in der Um-
setzungsphase einzurichten.
Es sei darauf hingewiesen, dass dieser „Ablaufplan“ in Interaktion mit den An-
spruchsgruppen durchlaufen werden muss, um Platz für kontinuierliche Mitwirkung 
und Rückmeldungen zu schaffen. Vielleicht wird die Einbindung von Interessengrup-
pen zunächst als Bürde für die Begutachtenden wahrgenommen — in Wahrheit ist 
sie jedoch förderlich für die Akzeptanz der und die Identifikation mit den Empfeh-
lungen am Ende des Prozesses.
20
08
Synthesebericht — Slowakische Republik 

. Ein pionierhaftes Beispiel: 
„Sozialverträglichkeitsprüfung“ in Irland
Die „Poverty impact proofing“ — „Sozialverträglichkeitsprüfung“ — wurde 1998 nach 
der Verabschiedung der ersten nationalen Strategie zur Armutsbekämpfung ins Le-
ben gerufen. Seit 2002 ist das Amt für soziale Eingliederung neben der Koordinierung 
der NAP für soziale Eingliederung auch mit der Umsetzung der Sozialverträglich-
keitsprüfung betraut. Laut den ursprünglichen Leitlinien lag der Zweck darin, in den 
Vorarbeiten zu Memoranden, (wichtigen) Politikvorschlägen und Erlässen, zu jähr-
lichen Haushaltsplänen, dem Nationalen Entwicklungsplan sowie zu anderen für Ir-
land wirksamen EU-Plänen und Programmen eine Beurteilung möglicher Armuts-
folgen durchzusetzen. Es wurde eine Reihe von Leitlinien ausgearbeitet, u. a. mit 
einer Definition von Armut und damit verbundenen Begriffen sowie einem speziellen 
Fragebogen und einer Liste von gefährdeten Gruppen, die es zu berücksichtigen gilt. 
Gleichzeitig erarbeitete das Institut für Wirtschafts- und Sozialforschung (ESRI) ein 
(statisches) Mikrosimulationsmodell („SWITCH“)4 aus, mit dem sich potentielle Um-
verteilungseffekte von Reformen des Steuer-/Leistungssystems simulieren lassen.
Sukzessive Überprüfungen der Strategien in den Jahren 2001 und 2005 ergaben, dass 
die Verpflichtungen aus der Sozialverträglichkeitsprüfung zwar weitgehend einge-
halten wurden — in den Politikmaßnahmen selbst fand dies hingegen nur geringen 
Niederschlag. Manche kritisierten, hinter der Prüfung stecke nicht mehr als das 
Ausfüllen von Fragebogen5, und bemerkten, dass den Aussagen zu den Armutsfol-
gen von Politikmaßnahmen keine empirische Evidenz zugrunde lag. Eine weitere Er-
kenntnis lautete, dass das Finanzministerium zwar systematisch das SWITCH-Modell 
heranzog, um die Auswirkungen von Reformen des Steuer-/Leistungssystems auf 
verschiedene Zielgruppen zu beurteilen, die ärmsten Gruppen (Wohnungslose und 
Menschen ohne jegliche Steuerverpflichtung) in den Daten allerdings gar nicht oder 
kaum repräsentiert waren. Zudem setzten die Sozialverträglichkeitsprüfungen an-
gesichts der Vertraulichkeit und Komplexität von Budgetplänen erst in den allerletz-
ten Phasen der Politikausarbeitung ein — ohne Konsultation der Anspruchsgruppen. 
Ungeachtet dieser Schwachstellen kam das Amt für soziale Eingliederung zu dem 
Schluss, dass die zweigliedrigen Zielvorgaben der Sozialverträglichkeitsprüfung (Ex-
ante-Untersuchung der Armutsfolgen von Politikmaßnahmen; Bewusstseinsförde-
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irische Erfahrung als wertvolles Beispiel einer durchgängigen Abschätzung der sozi-
alen Auswirkungen für andere EU-Staaten.6
Infolge der 2005 durchgeführten Überprüfung wurde eine Reihe von Maßnahmen zur 
Verbesserung und Verstärkung des Vorgangs ergriffen:
Der Prozess zur Abschätzung von Armutsfolgen wurde umbenannt („poverty 
impact assessment“ anstatt „poverty proofing“).
Als erste Phase wurde ein von einer vollständigen Sozialverträglichkeitsprü-
fung unabhängiger Sondierungsmechanismus eingesetzt. Vollständige Un-
tersuchungen kommen nur noch für Politikinstrumente zur Anwendung, die 
als besonders relevant eingestuft werden.
Es wurden spezielle Schulungssitzungen initiiert, um zu gewährleisten, dass 
Ministerien verschiedener Ressorts besser eingebunden werden und ein 
stärkeres Bewusstsein entwickeln.
Die Sozialverträglichkeitsprüfung wurde mit einem klaren Ablaufplan 
(„Roadmap“) versehen, in dem die Konsultation der Interessenvertretungen 
der erste Schritt ist. 
Die bestehenden Leitlinien wurden klarer ausformuliert und ausgedehnt. Sie 
enthalten eindeutigere Definitionen und mehr Informationen über Daten-
quellen, Indikatoren und Messverfahren.
Laut Aongus Horgan vom irischen Amt für soziale Eingliederung liefert die unlängst 
durchgeführte Konsultation im Rahmen der Obdachloseninitiative „Irish Homeless-
ness Strategy 2008-2013“ ein anschauliches Beispiel für die Bedeutung der Sozial-
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. Soziale Folgenabschätzung in anderen Peer-
Ländern
Deutschland
In Deutschland müssen zu jedem neuen Gesetzesvorschlag eine eindeutige Zielde-
finition, die vorgeschlagene Politiklösung sowie potentielle Alternativen und Folgen 
ausgewiesen werden. Es findet zwar keine soziale Folgenabschätzung als solche 
statt, dennoch müssen in allen Vorschlägen neben den finanziellen Auswirkungen 
für die Länder und Kommunen (föderalistische Verwaltungsstrukturen) auch der 
wirtschaftliche Effekt für die VerbraucherInnen und der Effekt im Hinblick auf die 
Geschlechtergleichstellung nachvollziehbar dargestellt sein. 
Die Bundesregierung hat einen Leitfaden zur Folgenabschätzung herausgegeben, 
der sechs Schritte umspannt. Darin enthalten ist eine Erfordernis für die Bundesre-
gierung, zunächst die Stellungnahme der Bundesländer, wichtiger Interessenvertre-
tungen und der verschiedenen Bundestagsfraktionen einzuholen, bevor Maßnahmen 
verabschiedet werden können. Die Ergebnisse der Konsultation müssen zusammen 
mit dem Vorschlag veröffentlicht werden. 
Zwar ist die Folgenabschätzung aus Sicht der Behörden kosten- und zeitaufwändig, 
weshalb diese wenig Begeisterung zeigen, dennoch besteht ein systematischer An-
satz, der eine bessere Entscheidungsfindung garantieren sollte.
Auf politischer Ebene gibt es einige Schranken, wofür folgende Gründe ins Treffen 
zu führen sind: a) Mitunter gibt es zwischen mehreren Ministerien Auffassungsun-
terschiede zu ein und demselben Vorschlag. b) Die Gesetzgebungsverfahren lassen 
wenig zeitlichen Spielraum für die Anhörung der Anspruchsgruppen. Eine besonde-
re Herausforderung für die Mitwirkung der Interessenvertretungen stellt sich, wenn 
Beschlüsse rasch gefasst werden müssen. 
Bulgarien
Soziale Folgenabschätzung ist ein äußerst kostenaufwändiges Unterfangen, weshalb 
Bulgarien sich hauptsächlich auf finanzielle Auswirkungen konzentriert. Der Man-
gel an Budgetmitteln und Verwaltungskapazitäten sowie das Fehlen einer Kultur der 
Beurteilung stehen der Durchführung von zeitlich anspruchsvolleren Beurteilungen 
entgegen. 
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In Bulgarien gibt es zwei Verfahren für die Folgenabschätzung; ausschlaggebend ist, 
ob ein Vorschlag einen Effekt für die Staatsfinanzen aufweist. Bei Vorschlägen, die 
für den Staatshaushalt unerheblich sind, ist die Folgenabschätzung nicht verpflich-
tend; sind budgetwirksame Folgen gegeben, wird eine finanzielle Beurteilung vorge-
nommen, unter Berücksichtigung der Ziele, Zielgruppen, Risiken und Ergebnisse.
Die Absprache mit betroffenen AkteurInnen wird als wichtig erachtet, stellt jedoch 
eine Herausforderung dar. Besonders mit den NRO müssen die Konsultationsver-
fahren verbessert werden, während Dreiparteien-Konsultationen mit den sozialpart-
nerschaftlichen Organisationen bereits gut funktionieren. 
2007 reformierte die Regierung das Gesetz über Gesetzgebungsakte; es wurde die 
Bestimmung eingeführt, dass zu sämtlichen Elementen einer legistischen Initiative 
die erwarteten Ergebnisse auszuweisen sind. Besonders interessiert sich Bulgarien 
für folgende Fragen: a) Wie lässt sich eine verpflichtende sozioökonomische Verträg-
lichkeitsprüfung durchsetzen, und wie können reibungslose Verfahren eingerichtet 
werden? b) Wie kann die Kluft zwischen der Forschung und dem Entscheidungspro-
zess überwunden werden? c) Wie können Anspruchsgruppen für die Teilnahme an 
der sozialen Folgenabschätzung gewonnen werden?
Österreich
In Österreich wird für Gesetze mit sozioökonomischem Hintergrund — z. B. Rentena-
genda oder Arbeitslosigkeit — bereits eine Abschätzung sozialer Folgen durchge-
führt. In anderen Sektoren hingegen fehlt eine Evaluierung bis heute. Das Instrument 
der sozialen Folgenabschätzung könnte hier eine Neuentwicklung herbeiführen.
In Österreich gibt es ein formales Verfahren für Ex-ante-Untersuchungen in den 
Bereichen Finanzen, Wirtschaft, Soziales, VerbraucherInnen und Umwelt. Zu jedem 
Gesetzesvorschlag muss ein standardisiertes Faktenblatt beigebracht werden. Diese 
Beurteilung kratzt jedoch oft nur an Oberfläche und hat wenig Gewicht.
Dessen ungeachtet werden legistische Vorhaben in der Zivilgesellschaft ausführlich 
diskutiert. Es besteht insbesondere eine lange Tradition der Konsultation der sozi-
alpartnerschaftlichen Organisationen; sie geben zu den meisten Vorschlägen eine 
Stellungnahme ab, noch bevor diese in das Stadium formaler Initiativen eintreten. 
Dieser Prozess wird gegenwärtig auf NRO und zivilgesellschaftliche Gruppen aus-
geweitet. Da eine Vielzahl von Gesetzen jedoch unter Zeitdruck beschlossen wird, 
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verengt sich der Spielraum für Konsultationen immer mehr, sodass weniger Platz 
für Diskussionen bleibt. 
Rumänien
Bei Vorschlägen zu Politikmaßnahmen ist eine kurze soziale Wirkungsanalyse vor-
geschrieben. In diesem Prozess werden das Wirtschaftsumfeld, das gesetzliche 
Rahmenwerk und allfällige weitere relevante Aspekte in Betracht gezogen. Die Kon-
sultation von NRO und Zivilgesellschaft ist darin gewährleistet. Es sind jedoch um-
fangreiche Finanz- und Humanressourcen erforderlich, an denen es bislang man-
gelt. 
Die Analyse selbst ist mehrstufig und wird von dem Organ umgesetzt, von dem der 
jeweilige Vorschlag ausgeht, in Abstimmung mit den sozialpartnerschaftlichen Or-
ganisationen und sonstigen Anspruchsgruppen. Es werden Debatten z. B. mit Ge-
werkschaften und mit dem sog. Ausschuss für Sozialdialog abgehalten. Es besteht 
die Möglichkeit, die Konsultation auszulagern, solange die Durchführung von dem 
betreffenden Ministerium überwacht wird.
Belgien
Auf Bundesebene gibt es „Sondierungsverfahren“, in denen zwei Arten von Ex-ante-
Untersuchungen zu Politikmaßnahmen stattfinden:
1. der so genannte „Kafka-Test“: Dieser Test soll einem Anwachsen der bü-
rokratischen Bürden für Unternehmen und BürgerInnen entgegensteuern 
und so bessere Gesetzesinstrumente gewährleisten.
2. Nachhaltigkeitsprüfung: Mit ihr soll gemessen werden, welche Auswir-
kungen neue Gesetze auf kommende Generationen — in Belgien und welt-
weit — haben werden. Untersucht werden soziale, wirtschaftliche und öko-
logische Effekte. Die Prüfung findet mit wenigen Ausnahmen auf sämtliche 
Regierungsentscheidungen Anwendung. Die Folgenabschätzung gliedert 
sich in vier Etappen: „Sondierung“, „Messung der Wirkungsbreite“, „Beur-
teilung“ und „Ortung von Begleitmaßnahmen“, um unerwünschte Effekte 
einzudämmen. Der Schnellkontrolle liegen 33 Indikatoren zugrunde: zehn 
soziale, zehn wirtschaftliche, zehn umweltbezogene und drei für die Wir-
kungsmessung in Bezug auf die Regierungsarbeit und die Staatsausga-
ben.
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Ziel ist es, das Bewusstsein für mögliche Probleme zu steigern und zu einem ausge-
wogeneren Entscheidungsprozess beizutragen. Der Armutsproblematik im Verfah-
ren der sozialen Evaluierung einen stärkeren Stellenwert zu geben, gehört zu den 
noch anstehenden Herausforderungen; es bleibt zu untersuchen, ob das Instrument 
den sozialen Folgen tatsächlich genügend Gewicht beimisst. 
Norwegen 
Im Prinzip ist bei sämtlichen Maßnahmen und Vorschlägen eine Untersuchung 
der finanziellen, administrativen und sonstigen Konsequenzen durchzuführen; die 
Schlussfolgerungen sind in der Beschlussfassung zu berücksichtigen. In der Praxis 
jedoch findet eine systematische Evaluierung nur für finanzielle und verwaltungs-
relevante Folgen statt, während soziale Auswirkungen als zweitrangig angesehen 
werden. Öffentliche und private Institutionen haben für gewöhnlich drei Monate — 
zumindest jedoch sechs Wochen — Zeit, um Stellungnahmen zu Vorschlägen einzu-
bringen. 
Es sind Bemühungen im Gange, die soziale Folgenabschätzung systematischer zu 
gestalten; so wurde 2007 ein ministerieller „Leitfaden zur Folgenabschätzung im 
Hinblick auf die Gleichbehandlung von Menschen mit Migrationshintergrund, Ange-
hörigen der Sami und nationalen Minderheiten“ herausgegeben. Dieses Dokument 
ist allerdings weitgehend unbekannt geblieben, und in der Praxis nehmen nur weni-
ge norwegische Verwaltungsinstanzen eine soziale Folgenabschätzung vor.
Der norwegische Aktionsplan zur Armutsbekämpfung wurde 2002 ins Leben gerufen 
und 2008 aktualisiert. Die Interessenvertretungen wirkten an den Entwürfen mit und 
wurden für ihre Arbeit entschädigt. Doch während das öffentliche Wohlfahrtswesen 
in Norwegen eine große Tradition besitzt und zwischen sozialpartnerschaftlichen Or-
ganisationen und Regierung gut zusammengearbeitet wird, haben Organisationen 
der Zivilgesellschaft nur wenig Gewicht. 
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. Standpunkte europäischer NRO zur sozialen 
Folgenabschätzung
AGE — Die Europäische Plattform für die älteren Menschen
AGE vertritt die Anliegen der Menschen über 50 Jahren — einer Gruppe, die über 
ein Drittel der EU-Bevölkerung ausmacht — und will sicherstellen, dass sie und ihre 
komplexen Alltagsrealitäten von Regierungen ausreichend berücksichtigt werden. 
AGE zufolge können PolitikmacherInnen bessere Ergebnisse erzielen, wenn älteren 
Menschen mehr Gehör geschenkt wird.
Im Vorfeld stattfindende Konsultationsmechanismen mit der Zivilgesellschaft müs-
sen deshalb so früh wie möglich einsetzen und den NRO genügend Zeit lassen, um 
mit ihrer Basis Rücksprache zu halten. Die OKM im Bereich Sozialschutz und soziale 
Eingliederung wiederum sollte als Rahmenwerk fungieren, um bewährte Verfah-
rensweisen in den einzelstaatlichen Mechanismen der Folgenabschätzung voranzu-
treiben.
Unterdessen meldet AGE einige Zweifel an den Grundsätzen der vorgeschlagenen 
Methodik an. Die Organisation betont, dass soziale Folgenabschätzung als Werkzeug 
dienen soll, mit dem ein Ausgleich zwischen volkswirtschaftlichen Zielen und der 
Festigung des sozialen Zusammenhalts hergestellt werden kann. Gleichzeitig muss 
das Instrument die Wahrnehmung für regionale und lokale Dimensionen von Politi-
kentscheidungen schärfen. 
AGE macht auf mehrere Problembereiche aufmerksam, die aus der Warte älterer 
Menschen beachtet werden sollten:
Zugang zu hochwertigen Dienstleistungen;
breiter gefasste Definition des „aktiven Alterns“ im Hinblick auf Beschäfti-
gung und berufliche Aktivierung;
ganzheitliche Auffassung von sozialer Eingliederung;
geschlechterspezifische Aspekte;
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Die direkte Einbeziehung der Betroffenen in den Politikgestaltungsprozess ist we-
sentlich, um ihre Bedürfnisse zu verstehen und so soziale Eingliederung zu begüns-
tigen. Aus diesem Grund fordert AGE eine spezifische Unterstützung für NRO, um 
diesen bei der Wahrnehmung der Interessen ihrer Mitglieder zu helfen. 
AGE unterbreitet zwei Vorschläge: 
1. Die Mitgliedstaaten und die Kommission sollten innerhalb des Aus-
schusses für Sozialschutz eine Reflexionsgruppe einsetzen, die über eine 
länderübergreifende Methode der sozialen Folgenabschätzung als Teil des 
OKM-Rahmens nachdenkt. Die Gruppe müsste anderen zuständigen In-
teressenvertretungen offenstehen, z. B. AGE, dem Europäischen Netzwerk 
zur Bekämpfung der Armut (EAPN), dem Europäischen Verband nationaler 
Organisationen der Wohnungslosenhilfe (FEANTSA), dem Europäischen 
Jugendforum usw.
2. Diese Methode soll eine Beurteilung von Folgen für spezifische benach-
teiligte Gruppen (MigrantInnen, Kinder, Ältere usw.) und bestimmte Teil-
zielgruppen innerhalb gefährdeter Bevölkerungssegmente (ältere Frauen, 
AlleinerzieherInnen, ethnische Minderheiten, Arbeitslose usw.) erlauben. 
Darüber hinaus soll die Untersuchung von Effekten auf spezifischen Ge-
bieten begünstigt werden (u. a. Renten, Gesundheit, Beschäftigung, Armut 
usw.).
Europäisches Netzwerk zur Bekämpfung der Armut (EAPN)
Das EAPN vertritt die Auffassung, dass eine wirksame Prüfung der Folgen für die 
Allgemeinheit ein zentrales Instrument darstellt, um zu einer sozialeren und nach-
haltigeren Gesellschaft zu gelangen. Die Verfahren müssen partizipativ angelegt 
sein und eine Reihe von Interessengruppen einbeziehen. Soziale Nachhaltigkeits-
prüfungen sind jedoch eine rein technische Übung, solange sie nicht dazu beitragen, 
dass soziale Zielsetzungen sich flächendeckend durchsetzen. Dieses „Mainstrea-
ming“ kann wiederum ohne soziale Folgenabschätzung nicht verwirklicht werden. 
Dennoch dürfen die beiden Konzepte nicht verwechselt werden.
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1. Die Zielvorgaben der sozialen Folgenabschätzung müssen klar dargelegt 
und auf einer ausdrücklichen Vision von einer nachhaltigen Gesellschaft 
aufbauen, welche sich auf das Grundrechtskonzept stützt. 
2. Die spezifischen Ziele der OKM Sozialschutz und soziale Eingliederung 
müssen im Zentrum einer jeden Folgenabschätzung stehen; der Schwer-
punkt muss auf der Beseitigung von Armut und sozialer Ausgrenzung lie-
gen.
3. Auswirkungen auf Grundrechte müssen ein besonderes Augenmerk er-
halten. Das EAPN tritt dafür ein, dass sozioökonomische Verträglichkeits-
prüfungen an ein übergeordnetes, überstaatliches Rahmenwerk für Men-
schenrechte anknüpfen, das die Charta der Grundrechte der Europäische 
Union, internationale Menschenrechtsinstrumente, die spezifischen Ziele 
der EU-Strategie zur Förderung der sozialen Eingliederung und die Be-
stimmungen des Lissabon-Vertrags über soziale Zielsetzungen, Gleich-
berechtigung, Geschlechtergleichstellung, Umweltschutz und Dienstlei-
tungen von allgemeinem Interesse umspannt. Die Evaluierung muss kurz-, 
mittel- und langfristige Auswirkungen abdecken.
4. Eine wirksame Sozialbilanz darf sich nicht allein auf Armutsfolgen bezie-
hen, sondern auch auf die Frage, wem Maßnahmen in punkto Reichtum 
oder Ungleichheit zugute kommen.
5. Die Gender-Dimension muss berücksichtigt werden, wofür eine eigene 
Prüfliste von möglichen Effekten für die Gleichstellung zur Anwendung 
kommen könnte.
6. Vor dem Hintergrund der Negativfolgen von Liberalisierung und Deregu-
lierung für den öffentlichen Zugang zu qualitativ hochwertigen Dienstleis-
tungen muss in der Folgenabschätzung die Qualität der Dienstleistungen 
für alle einen vorrangigen Stellenwert erhalten. Der Schwerpunkt muss in 
Zukunft auf der Förderung eines leistbaren Zugangs zu besseren gemein-
wohlorientierten Dienstleistungen liegen. 
7. Die effektive Konsultation und Partizipation aller Anspruchsgruppen muss 
das Kernstück des Prozesses bilden.
8. Es bedarf neuer Datenbestände und Forschungsansätze, in denen qua-
litätsrelevanten Daten dasselbe Gewicht beigemessen wird und denen je 
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nach Bedarf Fallstudien, Fokusgruppen und Ergebnisse der Partizipation 
zugrunde gelegt werden.
9. Mehr Transparenz und Nachprüfbarkeit sind notwendig, da Verfahren der 
Folgenabschätzung heute zu hermetisch angelegt sind.
10. Die Umsetzung ist eine maßgebliche Phase. Regierungen sollten bei Ge-
staltung und Umsetzung neuer Politikmaßnahmen mit einer Kontrollliste 
zur sozialen Eingliederung arbeiten. Die soziale Folgenabschätzung muss 
in der durchgängigen Berücksichtigung und Umsetzung sozialer Zielset-
zungen in sämtlichen Politikbereichen ihren Niederschlag finden.
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. Folgenabschätzung in der Europäischen 
Kommission
Die Folgenabschätzung nimmt innerhalb der Europäischen Kommission einen im-
mer größeren Stellenwert ein, insbesondere im Hinblick auf soziale Problemstellun-
gen. 
Die Kommission definiert Folgenabschätzung als „eine Abfolge logischer Schritte 
zur Unterstützung der Politikentwicklung. Es handelt sich um einen Prozess, in dem 
die Evidenzbasis für EntscheidungsträgerInnen aufbereitet wird, was die Vor- und 
Nachteile verschiedener Politikoptionen anbelangt. Dafür werden die jeweiligen po-
tentiellen Auswirkungen in wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Hinsicht un-
tersucht.“ Diesen drei Säulen soll derselbe Wert beigemessen werden. 
Es wichtig zu erkennen, dass die Folgenabschätzung den Politikgestaltungsprozess 
selbst nicht ersetzt. Ihr Ziel ist es, zu einer Verbesserung der Politikentscheidungen 
beizutragen, wofür Daten mit einem möglichst hohen wissenschaftlichen Gehalt ge-
nutzt, die Koordination zwischen den Generaldirektionen verstärkt und die Mitwir-
kung der Anspruchsgruppen intensiviert werden sollen. Folgenabschätzung kann 
auch wirksam dazu beitragen, dass der Mehrwert, den die EU mit der Ergreifung 
einer Initiative freisetzt, in Übereinstimmung mit dem Subsidiaritätsgrundsatz bes-
ser sichtbar wird.
Folgenabschätzungen werden intern durchgeführt. Die federführende GD, von der 
eine Politikmaßnahme ausgeht, ist für die Durchführung der Evaluierung und den 
Berichtsentwurf zur Folgenabschätzung verantwortlich; andere Dienststellen der 
Kommission, u. a. die für Folgenabschätzung zuständigen Stellen, wirken unterstüt-
zend mit. Es werden Lenkungsgruppen eingesetzt, um für eine optimale Nutzung 
des Wissenspotentials zu sorgen. Zusätzlich werden externe ExpertInnen eingela-
den, Daten zu Vorlaufstudien beizusteuern. 2006 wurde ein Ausschuss für Folgen-
abschätzung (IAB) ins Leben gerufen, bestehend aus fünf DirektorInnen, die die drei 
Säulen abdecken und ad personam bestellt werden. Der Ausschuss wirkt an der 
Sondierung von Initiativen und der Qualitätskontrolle mit. Der IAB ist ein technisches 
und kein politisches Organ. Seine Rolle besteht darin, Stellungnahmen zu sammeln 
und an die federführende Dienststelle weiterzuleiten.
Die Folgenabschätzung wird nicht systematisch durchgeführt. Das Generalsekreta-
riat, der IAB und die federführende Dienststelle entscheiden über die Durchführung; 
seit 2005 steigt die Zahl jedenfalls kontinuierlich (2006: 75 Bewertungen, 2007: 100, 
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2008: ca. 135). Wurde eine Folgenabschätzung in die Wege geleitet, ist die Kommis-
sion verpflichtet, alle zuständigen Seiten zu konsultieren und die Ergebnisse zu ver-
öffentlichen. Für offene Konsultationen muss ein Zeitrahmen von mindestens acht 
Wochen eingeplant werden. 
Der tatsächliche Inhalt der Untersuchung und das Ausmaß der Analysen sind von 
der Wirkungsbreite und politischen Bedeutung der Maßnahme und dem Entwick-
lungsstand des Vorschlags abhängig. Folgenabschätzungen finden nur für „neue 
Elemente“ von Politikmaßnahmen statt. 
Es wurden Werkzeuge und Methoden entwickelt, um einen ausgewogenen Ansatz in 
der Evaluierung eines breiten Spektrums potentieller sozialer Auswirkungen sicher-
zustellen, die die Umsetzung von Politikmaßnahmen nach sich ziehen kann. In den 
Leitlinien für die Folgenabschätzung ist eine Liste von Bereichen festgelegt. Davon 
fallen fünf in die Zuständigkeit der GD Beschäftigung (fett gedruckt): 
Beschäftigung und Arbeitsmärkte;
Normen und Rechte hinsichtlich Arbeitsplatzqualität;
soziale Integration und Schutz bestimmter Gruppen;
Gleichbehandlung und Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung;
Einzelpersonen, Privat- und Familienleben, personenbezogene Daten;
Governance, Teilhabe, ordnungsgemäße Verwaltung, Zugang zu Gerichten, 
Medienethik;
öffentliche Gesundheit und Sicherheit;
Kriminalität, Terrorismus und Sicherheit;
Zugang zu Sozialschutz-, Gesundheits- und Bildungssystemen und Aus-
wirkungen auf diese;
Kultur;
Soziale Folgen in Drittstaaten.
Die zunehmende Anwendung von Folgenabschätzungen innerhalb der Europäischen 
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vermieden werden, dass Folgenabschätzung zu einer ermüdenden „Routine“ ver-
kommt; es müssen mehr Ressourcen verfügbar gemacht werden; und es muss eine 
interne Hilfestellung stattfinden.
Daneben wurde vielerorts — auch unter den EU-Abgeordneten — Kritik an den 
Unzulänglichkeiten der Abläufe in der sozialen Folgenabschätzung laut. In einem 
Schreiben an Kommissionspräsident José Manuel Barroso aus 2006 forderte das 
Europäische Parlament, dass Beurteilungen systematischer berücksichtigt werden. 
Parallel dazu erbrachte eine externe Evaluierung die Bestätigung, dass die Folgen-
abschätzung in punkto Wirtschaft stärker zum Tragen kommt als für soziale Belan-
ge.
Als Antwort darauf erarbeitete die GD Beschäftigung ein „Toolkit to Assess Social 
Impacts“. Dieser „Werkzeugsatz für die soziale Folgenabschätzung“ beinhaltet nicht 
nur eine spezifische Anleitung für Informationsquellen und potentielle Effekte, son-
dern liefert auch eine Hilfestellung für die Ortung von Lücken, die einen Handlungs-
bedarf mit sich bringen.7 Der Werkzeugsatz ist noch nicht endgültig fertig und im 
Leitfaden zur Folgenabschätzung noch nicht verankert. Die GD Beschäftigung hat 
vier Studien in Auftrag gegeben, von denen sich zwei in einem fortgeschrittenen Sta-
dium befinden und u. a. mit der Entwicklung eines „Arbeitsmarktmodells“ für die 
Bewertung von Arbeitsmarktreformen befassen. Die beiden anderen Studien stehen 
in der Anfangsphase (siehe Abschn. 1.1). Die Forschungsinitiativen konzentrieren sich 
nicht allein auf Sozialpolitik, sondern zielen auf die Einschätzung sozialer Folgen von 
Maßnahmen in anderen Politikfeldern der EU ab.
Speziell abgestellt auf die OKM Sozialschutz und soziale Eingliederung ist eine Stu-
die zur „Bewertung sozialer Auswirkungen als Instrument zur Einbeziehung von 
Fragen des Sozialschutzes und der sozialen Eingliederung in die staatliche Politik 
der EU-Mitgliedstaaten“. Sie gliedert sich in fünf Stufen: Bestandsaufnahme vorhan-
dener Praktiken der sozialen Folgenabschätzung in den Mitgliedstaaten; eingehende 
Analyse einer Teilgruppe von interessanten Systemen zur Durchführung von Sozial-
bilanzen; eine umfassende Auswertung von 50 Fallstudien im Bereich Sozialschutz 
und soziale Eingliederung; Empfehlungen für die Umsetzung in der Zukunft; und die 
Verbreitung der Erkenntnisse. 
Die Diskussionen zwischen Peer-Gruppen lieferten wertvolle Erkenntnisse zu einer 
Reihe von zu berücksichtigenden Aspekten, u. a. im Zusammenhang mit dem Ka-
pazitätenaufbau zugunsten von NRO und Interessenvertretungen, sowie zur Frage, 
	 Vgl.:	 http://ec.europa.eu/governance/impact/docs/key_docs/080425_toolkit_for_assessment_
of_social_impacts_revised.pdf
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wie sich Verfahrensweisen reformieren und verbessern lassen. Die Frage der diver-
gierenden politischen Standpunkte wird ebenfalls einen festen Teil dieser Bestands-
aufnahme bilden. Außerdem werden die Schwierigkeiten erhörtet, was den Umgang 
mit den Ergebnissen und der Ausarbeitung klarer Schlussfolgerungen betrifft — dies 
insbesondere mit Blick auf die Fülle von möglichen Auswirkungen in sozialen Berei-
chen. Ein weiterer Punkt ist die Problematik, Folgen finanziell zu beziffern. 
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. Schlüsselfragen und Erkenntnisse der Peer 
Review 
Durchgehende Umsetzung, Engagement
Obwohl soziale Folgenabschätzung im Allgemeinen mit einer gesetzlichen Verpflich-
tung zur Untersuchung sämtlicher Politikinitiativen verbunden ist, finden entspre-
chende Evaluierungen in den meisten Staaten eher sporadisch statt. In den meisten 
Fällen stoßen die Forderungen seitens der Zivilgesellschaft nach verpflichtenden 
Regeln für Sozialbilanzen auf Widerstand von PolitikmacherInnen, da dieser Vorgang 
mit beträchtlichen Kosten verbunden ist und den Entscheidungsfindungsprozess 
verlangsamt. Wenngleich sich ins Treffen führe ließe, dass dies der angemessene 
Preis für eine qualitative Verbesserung der Politikgestaltung ist, muss ein Kompro-
miss zwischen beiden Positionen angestrebt werden. Eine Durchsetzung per Gesetz 
ist sicherlich wünschenswert, wird sie jedoch als allzu hinderlich gesehen, besteht 
die Gefahr, dass in der Praxis lediglich beschriebenes Papier herauskommt. Dies er-
klärt auch, warum Verfahren zur sozialen Folgenabschätzung in der Slowakei, aber 
auch in Irland und der Europäischen Kommission, prinzipiell mit einer „Sondierung“ 
beginnen, auf deren Grundlage entschieden wird, ob eine vollständige soziale Fol-
genabschätzung angebracht ist.
Selbst wenn eine gesetzliche Verpflichtung zur Durchführung einer Abschätzung 
der sozialen Auswirkungen besteht, ist nicht gewährleistet, dass die Methode richtig 
und wirksam angewendet wird. Die wachsame Mitwirkung von verschiedenen Inter-
essenvertretungen ist und bleibt deshalb unverzichtbar. Es liegt beispielsweise im 
Interesse der Parlamente, eine korrekte Anwendung von Methoden zu unterstützen 
und zu fördern, da sie für den Informationsbezug im Allgemeinen von den Verwal-
tungsorganen abhängen. Das EAPN ist in der Lage, bei der Überwachung der Einbe-
ziehung von Anspruchsgruppen eine wichtige Rolle zu spielen und hat dies auch in 
der Praxis bereits unter Beweis gestellt. 
Um Regierungen vom Nutzen einer effektiven sozialen Folgenabschätzung zu über-
zeugen, kann mitunter auf das gewichtige Argument verwiesen werden, dass Maß-
nahmen, für die im Vorfeld eine Sozialbilanz durchgeführt wurde, erwiesenermaßen 
auf eine breitere öffentliche Akzeptanz stoßen. Wenn PolitikmacherInnen klar ist, 
dass sie eine sinnvolle Investition tätigen, besteht für sie ein besonders starker An-
reiz, sich auf einen derart zeitaufwändigen Prozess einzulassen. 
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Keinesfalls kann das politische Engagement zugunsten einer systematischen, rigo-
rosen Umsetzung der sozialen Evaluierung als gegeben angesehen werden. Es setzt 
ein Mindestmaß an „politischem Kapital“ und die Beteiligung aller Anspruchsgrup-
pen an diesem Kapital voraus, um Unterstützung für dieses Konzept aufzubauen. 
Sensibilisierung und Schulung können dazu beitragen.
Qualität und Vision
Begriffe wie „Werkzeugsatz“, „Ablaufplan“ und „Prozess“, die im Zusammenhang 
mit sozialer Folgenabschätzung häufig gebraucht werden, verdeutlichen, dass das 
Instrument als solches keinen Erfolg garantiert — ja, es besteht nicht einmal die 
Garantie, dass die richtigen Fragen gestellt werden. Sozioökonomische Verträg-
lichkeitsprüfungen sind lediglich ein Rahmeninstrument für die konsistente Un-
tersuchung von Politikvorschlägen — dass die richtigen Fragen gestellt werden, ist 
dabei ein permanent maßgeblicher Punkt. Beispielsweise können Aktivierungsmaß-
nahmen im Bereich der AMPol gut gemeint sein, doch sind Überlegungen, die über 
das Ziel der Drosselung von Arbeitslosigkeit hinausgehen — u. a., was die Beschaf-
fenheit der angenommenen Arbeitsplätze, das Schicksal jener, deren Arbeitsplät-
ze „verschwinden“, oder den Effekt solcher Politikmaßnahmen auf die Qualität und 
Versorgungseffizienz von Dienstleistungen anbelangt —, ebenfalls von Bedeutung. 
Derartige Fragestellungen werden aber häufig übersehen. 
Die Qualität des Beurteilungsprozesses hängt stark von der strategischen Vision ab, 
auf die sich die Begutachtungsgruppe stützt. In der Tat unterliegen selbst „unab-
hängige“ ExpertInnen wie WissenschaftlerInnen an Universitäten mehr oder minder 
bewusst dem Einfluss, der von vorherrschenden sozialpolitischen Paradigmen aus-
geht. Gleiches gilt für Beamtinnen und Beamte und selbstredend auch für Politike-
rInnen. 
Fazit: Es handelt sich um eine Übung, die bei weitem nicht „neutral“ ist, da die Aus-
wahl der untersuchten Auswirkungen bis zu einem gewissen Grad von den Grund-
annahmen der Begutachtenden bestimmt ist. Noch komplizierter gestaltet sich das 
Beurteilungsverfahren, wenn einander widersprechende Auffassungen von den tat-
sächlichen Zielsetzungen von Sozialpolitik gegeben sind.
Beispielsweise wird in einer traditionellen Auffassung vom Wohlfahrtsstaat 
Armut höchstwahrscheinlich ausschließlich am Einkommen festgemacht; 
Transferleistungen stellen in dieser Sichtweise das Hauptinstrument zur 
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Linie darauf hinzielen, die Schere zwischen Arm und Reich zu schließen, und 
die Wirkung wird daran gemessen, um wie viele Prozentpunkte die Einkom-
menskluft bzw. Schere der Armut verringert wird. Aus dieser Warte wird ein 
statisches Steuer-/Leistungssystem als geeignetes Instrument für die sozi-
ale Folgenabschätzung erachtet werden. 
Unter dem Paradigma des „aktiven Wohlfahrtsstaats“ werden Leistungs-
empfängerInnen indes eher als kalkulierende Menschen eingestuft, die ihr 
Erwerbsverhalten an finanziellen (Negativ-)Anreizen ausrichten. Finanzielle 
Transfers stehen in dieser Sichtweise im Verdacht, die Arbeitsplatzsuche zu 
behindern und Abhängigkeiten zu verstärken. Verhaltensgleichungen zu (ne-
gativen) Einflussfaktoren von Transferinstrumenten auf die Arbeitskräftever-
sorgung entpuppen sich in diesem Ansatz wahrscheinlich als die probatesten 
Simulationsmodelle.
Dem gegenüber könnten Beurteilungen beim Konzept der Verwirkli-
chungschancen von A. K. Sen ansetzen, das auf die Ressourcenvermehrung 
für arme Haushalte (in mehrfacher Hinsicht: menschliches, materielles, so-
ziales und kulturelles Kapital), die „Fähigkeiten“ (Gesundheit, Lernen, Arbei-
ten, soziale Teilhabe usw.) und die Wahlfreiheit abgestellt ist. Daraus würde 
ein selbstverständlicher Rückgriff auf dichtere, mehrdimensionale und dy-
namische Wohlfahrtsmodelle resultieren, innerhalb derer je nach gewählter 
Betrachtungsweise verschiedene Arten von Kausalzusammenhängen hin-
terfragt werden könnten.
Einige TeilnehmerInnen warnten vor herkömmlichen sozialwissenschaftlichen Me-
thoden, insbesondere der von der Weltbank verfochtenen „Trickle-down-Theorie“: 
Diese sei für die Abschätzung sozialer Auswirkungen von Rentenreformen in den 
Ländern Mittel- und Osteuropas herangezogen worden, mit verheerenden Konse-
quenzen für Armutsbetroffene. Vor diesem Hintergrund trat Professor Minev aus 
Bulgarien für die Verwendung des „postnormalen“ Paradigmas ein, in dem der 
Dialog eine starke Rolle spielt, um innovative Standpunkte von neuen Anspruchs-
gruppen zu gewinnen. Die Zusammensetzung von Lenkungsgruppen und der Kon-
sultationsprozess stellen in diesem Zusammenhang wesentliche Punkte dar, wenn 
ein „fairer“ Ausgleich zwischen verschiedenen Auffassungen erreicht werden soll. 
Folgenabschätzungsberichte müssen festhalten, auf welche Weise den Standpunk-
ten verschiedener Interessenvertretungen Rechnung getragen wurde.
Das EAPN spricht sich seinerseits für eine andere Perspektive aus, die eng mit dem 
Denkmodell von Sen verknüpft ist: den Grundrechtsrahmen. Dieses Rahmenwerk 
•
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verweist auf die elementarste Rechtfertigung für Sozialpolitik. Es erstreckt sich über 
sämtliche Politikfelder und hat den Vorteil einer weitreichenden Anerkennung. 
Im Zusammenhang mit den Grundrechten wurde vor allem der Ausgleich zwischen 
Rechten und Pflichten debattiert, wobei eine Frage im Mittelpunkt stand: „Was müs-
sen Menschen tun, um ihre Rechte zu ‚verdienen‘?“ Einer geläufigen Argumentation 
zufolge müssen Menschen erst ihre Pflichten erfüllen, um Rechte beanspruchen zu 
können, und zwar auf der Grundlage eines Vertrags zwischen BürgerIn und Staat. In 
der Debatte trat indessen der Umstand in den Vordergrund, dass arme Menschen 
oft den Wunsch haben, ihre Verantwortungen wahrzunehmen, dazu aber nicht in der 
Lage sind, weil sie von Armut oder Ausgrenzung erdrückt werden. Es gilt daher, die 
Reihenfolge umzukehren: Die Minimalrechte der Menschen sind in der ersten Stufe 
zu garantieren. Ein Teilnehmer drückte es so aus: „Wir müssen die Menschen dazu 
befähigen, ihre Verantwortungen wahrzunehmen.“ 
Mindestrechte können allerdings unterschiedlich definiert werden. In Österreich wur-
de ein Versuch unternommen, Mindestanforderungen an die Wohlfahrt abzugren-
zen; dafür wurde ein Fragebogen an eine repräsentative Stichprobe von Haushal-
ten ausgesandt, die eine Reihe möglicher „Rechte“ bewerten sollten. Das Ergebnis 
sollte einen konkreten Überblick über die Bedürfnisse der Menschen liefern, wobei 
Erwartungen und Rechte als „grundlegend“ eingestuft wurden, wenn sie von 2/3 der 
Teilnehmenden genannt wurden. Wie sich zeigte, kamen dabei Punkte wie „Ferien 
für Kinder“ heraus.
Von wem ist soziale Folgenabschätzung durchzuführen?
Während einige TeilnehmerInnen Regierungsdienststellen bei der Umsetzung von 
Folgenabschätzungen nach sozialen Gesichtspunkten die Neutralität absprechen, 
meint eine Mehrheit offensichtlich, dass die InitiatorInnen von Politikvorschlägen zu-
mindest für die Einleitung des Beurteilungsverfahrens zuständig und verantwortlich 
sein sollen. Es wurde argumentiert, dass „unabhängige“ Parteien wie Forschungs-
einrichtungen oder Beobachtungsstellen für soziale Fragen nicht das nötige institu-
tionelle Rüstzeug aufbringen können, um soziale Evaluierungen wirksam durchzu-
führen und die Schlussfolgerungen in die Praxis umzusetzen. Dessen ungeachtet 
vertraten die TeilnehmerInnen die Ansicht, dass den unabhängigen Organen eine 
sinnvolle Rolle zukommt, um den Ärmeren Gehör zu verschaffen — v. a., um die-
sen Bildung und Schulungen zukommen zu lassen. Basisorganisationen, die diese 
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Umfang der für soziale Folgenabschätzungen in Frage kommenden 
Politikmaßnahmen
Unter den TeilnehmerInnen herrschte eine auffällige Uneinigkeit darüber, welche 
Art von Politikmaßnahmen vorrangig beurteilt werden sollen. Die Politikmaßnahmen 
können nach ihrem Naheverhältnis zur Eingliederungsagenda in drei Gruppen ein-
geteilt werden:
Politikmaßnahmen mit direkten Auswirkungen im Bereich der sozialen Ein-
gliederung;
Politikmaßnahmen mit indirekten Auswirkungen im Bereich der sozialen 
Eingliederung;
Politikmaßnahmen ohne Auswirkungen im Bereich der sozialen Eingliede-
rung .
Obwohl bei der ersten Kategorie positive soziale Effekte zu erwarten sind und eine 
Untersuchung damit fast hinfällig wäre, lieferten einige TeilnehmerInnen Beispiele 
für umstrittene Maßnahmen, deren Auswirkungen einer sorgfältigen Analyse bedurft 
hätten. Dies betreffe sogar Maßnahmen im Rahmen der NAP Soziale Eingliederung. 
Im Zusammenhang mit der dritten Kategorie lieferten TeilnehmerInnen Beispiele 
aus den Bereichen Verkehrs- oder Umweltpolitik, wo sich beim näheren Hinsehen 
erhebliche Auswirkungen auf die Lebensverhältnisse sozial schwacher Gruppen 
feststellen ließen. 
Die Gespräche verdeutlichten die Notwendigkeit einer systematischen Sondierung 
sämtlicher Politikmaßnahmen im Zuge von „Schnelltests“, um Prioritäten zu setzen 
und Maßnahmen herauszufiltern, zu denen eine weiter reichende soziale Folgenab-
schätzung angebracht ist.
Kapazitätenaufbau
Angesichts der Komplexität und der hochgradig politischen Implikationen von Sozi-
albilanzen gilt es nicht nur, neue mehrschichtige Konzepte auszuarbeiten, sondern 
auch den Kapazitätenaufbau unter sämtlichen Interessengruppen voranzutreiben 
— seien es die Regierungsorgane, Organisationen der Zivilgesellschaft, Wissen-
schaftlerInnen o. a. Die Initiative der Europäischen Kommission zur Förderung der 
sozialen Folgenabschätzung in den Mitgliedstaaten ist deshalb zu begrüßen. Es wäre 
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zialen Folgenabschätzung sich auf kurze Sicht in allen Mitgliedstaaten verwirklichen 
lässt (es ist dies auch nicht das Bestreben der Kommission).
Die Partei mit dem stärksten Bedarf an Kapazitätenaufbau ist die Zivilgesellschaft. 
Insbesondere auf dem Gebiet der sozialen Eingliederung weisen Basisorganisa-
tionen für gewöhnlich eine Unterversorgung mit Ressourcen und eine Unkenntnis 
wissenschaftlicher Methoden auf. Von sozialer Ausgrenzung betroffene Menschen 
haben bereits größte Mühe, mit dem — hoch technokratischen — Begleitsystem zur 
OKM Sozialschutz und soziale Eingliederung Schritt zu halten. Die Aufnahme der so-
zialen Folgenabschätzung als neues Werkzeug in der OKM könnte als Dienstleistung 
zugunsten aller Interessengruppen gesehen werden, durch die transparente Infor-
mationen bereitgestellt werden, die das Verständnis des Entscheidungsprozesses 
und eine umfassendere Mitwirkung an diesem ermöglichen. Verwirklichen lässt sich 
dies indes nur, wenn die Anspruchsgruppen geschult und den Sinn der Übung ver-
mittelt bekommen.
Im Internet stehen bereits einige Anleitungen und Werkzeugsätze zur Verfügung. Die 
Gemeinsame Forschungsstelle (GFS) hat eine Reihe von Werkzeugen zur Folgenab-
schätzung entwickelt — siehe auf IA TOOLS [http://iatools.jrc.ec.europa.eu/bin/view/
IQTool/WebHome.html]. Es handelt sich um eine Online-Plattform, auf der Politikak-
teurinnen und -akteure der Kommission und PraktikerInnen der Folgenabschätzung 
einen Bestand an Leitlinien, Informationen und bewährten Verfahrensweisen für die 
Folgenabschätzung von neuen Politik- und Gesetzesmaßnahmen vorfinden. Die Web-
seite ist so aufgebaut, dass sowohl Fachleute als auch Laien die wichtigsten Schritte 
nachvollziehen können, die in der Folgenabschätzung anfallen. Sie umfasst eine 
Bestandsaufnahme von Kennzahlen zu sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen 
Auswirkungen. Zusätzlich liefert sie einen Überblick über qualitative und quantitative 
Werkzeuge, die für die Analyse von Politikfolgen verfügbar sind, außerdem besteht 
der Zugang zu Datenbanken. 
Was speziell die soziale Folgenabschätzung angeht, beschreibt die Seite http://ia-
tools.jrc.ec.europa.eu/bin/view/IQTool/SocialImpactsTree.html anhand von Schlüs-
selfragen verschiedene Wirkungspunkte. Mithilfe dieser Anleitung sollen Anwen-
derInnen sichergehen können, dass soziale Auswirkungen und Problemstellungen 
mit besonderer Politik-Relevanz in der Wirkungsanalyse bedacht werden. Die in der 
Bestandsaufnahme aufgelisteten Fragestellungen sind weder vollständig noch end-
gültig. Ergänzend dazu finden sich Beispiele für bewährte Verfahrensweisen [http://
iatools.jrc.ec.europa.eu/bin/view/IQTool/GoodPractices.html] in Fällen, die auf die 
eine oder andere Weise den sozialen Bereich berühren; insgesamt wird ein Konzept 
einer integrierten Folgenabschätzung angestrebt.
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Hinsichtlich der wissenschaftlichen Unterstützung für die Folgenabschätzung wurde 
ein besonderes Augenmerk auf die Entwicklung geeigneter Mikrosimulations-Mo-
delle gelegt. Die in dieser Hinsicht umfangreichste Investition auf EU-Ebene ist das 
EUROMOD-Projekt, das statische Simulationen von Reformen des Steuer-/Leis-
tungssystems ermöglicht. Das irische SWITCH-Modell ist ein weiteres Beispiel dieser 
Art. Belgien arbeitet gegenwärtig an der Entwicklung eines dynamischen Modells, 
das auf dem Gebiet der Eingliederungspolitik von Nutzen sein könnte (De Blander / 
Nicaise, 2006). Deutschland und Großbritannien verfügen bereits über leistungsstar-
ke Modelle. Die Kommission könnte ähnliche Modelle zur Mikrosimulation in ande-
ren Staaten unterstützen. Auf dem Seminar wurde angeregt, dass die Kommission 
im nächsten Rahmenprogramm für Forschung und Entwicklung Mikrosimulations-
Modelle fördert, was einer stärkeren Vereinheitlichung zuträglich wäre. Gleichzeitig 
sprachen sich TeilnehmerInnen für einen Ausgleich zwischen qualitativen und quan-
titativen Methoden in der wissenschaftlichen Unterstützung aus.
Partizipation und Transparenz
Die Gegenüberstellung der Sichtweisen aller Anspruchsgruppen kann zu einem 
reichhaltigen, ausgewogenen Rahmenwerk für die soziale Folgenabschätzung bei-
tragen. Partizipation ist umso wichtiger, als die Unvoreingenommenheit einzelner 
BeraterInnen und Beamtinnen/Beamter nie garantiert sein kann. Aus diesem Grund 
steht sowohl bei der Europäischen Kommission als auch beim irischen Amt für so-
ziale Eingliederung (OSI) die „Konsultation“ im jeweiligen „Ablaufplan“ an oberster 
Stelle. Das bedeutet, dass jedes Verfahren mit einer Konsultationsrunde beginnt und 
sich durch eine wiederholte Partizipation während des gesamten Prozesses aus-
zeichnet. Die Europäische Kommission stellte 2002 eigene Mindeststandards für die 
Einbeziehung von Interessenvertretungen auf8, und in ihrer Mitteilung zur Verstär-
kung der offenen Koordinierungsmethode für Sozialschutz und soziale Eingliede-
rung (Juli 2008) sprach sie sich für freiwillige Leitlinien für die Einbeziehung aller 
relevanten Akteurinnen und Akteure aus. In einigen Mitgliedstaaten gibt es ebenfalls 
Mindeststandards, an die sich anknüpfen lässt. 
Auch hierbei ist die zeitliche Abstimmung des Prozesses gebührend zu berücksich-
tigen. Im umfassenden „Beurteilungsfahrplan“ der Europäischen Kommission ist 
eine Gesamtdauer von zumindest sieben Monaten vorgesehen (je nach Dauer der 
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Während die Mitwirkung der sozialpartnerschaftlichen Organisationen an der Poli-
tikgestaltung durch entsprechende institutionelle Arrangements (Dreiparteien-Or-
ganisationen, Wirtschafts- und Sozialräte) häufig etabliert ist, ist die Partizipation 
von NRO problematischer — nicht zuletzt aufgrund deren großer Anzahl. Dachver-
bände existieren nicht in allen Staaten, und ihre Repräsentativität wird mitunter in 
Frage gestellt.
Es gibt indessen eine Reihe von Beispielen bewährter Verfahrensweisen für parti-
zipative Folgenabschätzungen. In Rumänien zog die Regierung einen Vorschlag zur 
Erschließung einer Goldmine in einer Gebirgsregion des Landes zurück, nachdem 
mehrere ExpertInnen und Anspruchsgruppen negative Konsequenzen ausgelotet 
hatten. Auch AGE hat eine Methode zur Hinzuziehung älterer Menschen zur Politik-
gestaltung entworfen, in der kleine Sitzungen mit allen Beteiligten eine zentrale Rol-
le spielen. Die Überlegung geht dahin, dass ausgegrenzte Menschen sich selbst nicht 
als solche bezeichnen wollen — dessen ungeachtet können Politikmaßnahmen ohne 
ihre Unterstützung keinen Erfolg haben. Das AGE-Projekt zur sozialen Eingliede-
rung ist auf folgender Webseite ausführlich dargestellt: [http://www.age-platform.
org/EN/article.php3?id_article=353]. Weiters finden sich dort ein methodischer Leit-
faden und die aktuelle Publikation, „Altersarmut und soziale Ausgrenzung — älteren 
Menschen eine Stimme geben!“ Der Leitfaden ist in 19 Sprachen erhältlich. 
Eine qualitativ hochwertige soziale Folgenabschätzung muss sich durch einen eben-
so ehrlichen wie effektiven Dialog auszeichnen, und es muss von Beginn an für beide 
Seiten klare Regeln geben. In Belgien gibt es seit langem einen weit gediehenen Di-
alog zwischen Basisorganisationen und verschiedenen Regierungsebenen. Er geht 
auf ein Kooperationsabkommen von vor zehn Jahren zurück, das heute die Form 
eines konkreten, unumstößlichen Gesetzesrahmens angenommen hat. Es ist dies 
das Ergebnis eines langen Prozesses des politischen Lobbyismus seitens der Ba-
sisorganisationen, die ihre bewährte Erfahrung auf dem Gebiet der Gemeinwesen-
entwicklung in den ärmsten Wohngegenden unter Beweis stellen konnten — nicht 
zuletzt mit MitarbeiterInnen, die die Lebensbedingungen der Ärmsten teilten. 
Zwar müssen alle Beteiligten durch eine eigene Schulung auf die Dialogführung 
vorbereitet werden, vorrangig sind jedoch die ärmsten Menschen zu behandeln. Sie 
müssen sowohl materiell als auch psychologisch unterstützt werden, in dem Wis-
sen, dass ihre Teilnahme an dem Prozess durch ihre anhaltenden Alltagsprobleme 
erschwert wird. In einer ersten Phase müssen sie die Gelegenheit zum Erfahrungs-
austausch mit Menschen in gleichen Situationen erhalten und lernen können, diese 
Erfahrungen in einer breiteren Analyse des sozialen und politischen Kontextes zu 
sehen. Sie müssen bis zum Ende des Prozesses ernst genommen und bei der Erar-
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beitung von Schlussfolgerungen sowie auch hinsichtlich der Informationen über die 
Ergebnisse unterstützt werden. Haben Menschen erst einmal die schlechte Erfah-
rung gemacht, ignoriert zu werden, besteht eine umso größere Gefahr, dass sie den 
politischen Prozess glattweg ablehnen und sich auf Extremismus oder ein gefähr-
liches Verhalten verlegen. Es ist wichtig, ein vertrauensvolles Klima zwischen armen 
Menschen und Regierungsinstanzen zu pflegen — und letztere müssen selbst kohä-
rent auftreten. Konsultation muss der rote Faden durch den Prozess sein. Die Mit-
telausstattung der Organisationen ist ein bedeutsamer Punkt, da deren Arbeit eine 
beträchtliche Humaninvestition darstellt (Service de lutte contre la pauvreté, 2003; 
Nicaise / De Boe, 2007). 
Reichhaltigkeit
Durch die Einbeziehung verschiedener Kriterien in einem umfassenden Konzept 
werden Folgenabschätzungen innovativer, effizienter, ergiebiger und glaubwürdiger. 
Der erwartete Effizienzgewinn resultiert daraus, dass es zu keinem „inflationären“ 
Prozess aus isolierten Teilbeurteilungen kommt. Der Politikgewinn ergibt sich aus 
der Kombination verschiedener (wirtschaftlicher, sozialer, ökologischer usw.) Blick-
weisen auf eine bestimmte Politikproblematik in ein und demselben Bewertungsver-
fahren. Betroffene Akteurinnen und Akteure werden auf diese Weise ermutigt, auf 
potentielle Spannungsfelder zwischen verschiedenen Zielgrößen zu achten, sodass 
es zu ausgewogeneren Politikentscheidungen kommen kann. 
Darüber hinaus muss die Folgenabschätzung als kontinuierlicher Prozess angelegt 
sein, der Ex-ante-Untersuchungen, laufende Bewertungen und Ex-post-Evaluie-
rungen umschließt.
Rolle der Europäischen Kommission
Auf dem Seminar wurden mehrere Ansätze eruiert, wie die Europäische Kommis-
sion (GD Beschäftigung und andere Generaldirektionen) zur Weiterentwicklung der 
sozialen Folgenabschätzung beitragen kann:
Fortsetzung der Bewussteinsarbeit bezüglich der potentiellen Vorteile von 
Ex-ante-Untersuchungen zu sozialen Auswirkungen;
weitreichende Verbreitung der Ergebnisse der eigenen Studien zur Folgen-
abschätzung sowie der eingesetzten Methoden und Werkzeuge (die meisten 
können bereits auf den Webseiten der Europäischen Kommission eingese-
•
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hen werden9, so zum Beispiel die „Empfehlung der Kommission zur aktiven 
Eingliederung“ [Oktober 2008], die Mitteilung zur „Erneuerten Sozialagenda“ 
[Juli 2008], oder auch die Folgenabschätzung im Zusammenhang mit der Ini-
tiative zum Europäischen Jahr zur Bekämpfung von Armut und sozialer Aus-
grenzung [2010], erhältlich auf der Webseite der GD EMPL: http://ec.europa.
eu/employment_social/news/2007/dec/antipoverty_2_de.pdf);
fortgesetzte interne Anwendung der sozialen Folgenabschätzung auf alle 
wichtigen Politikfelder der EU, angefangen bei wirtschaftspolitischen Maß-
nahmen (z. B. Strategien zur Überwindung der Finanzkrise);
Fortsetzung der Forschungsinitiativen zur Thematik „Bewertung sozialer 
Auswirkungen als Instrument zur Einbeziehung von Fragen des Sozial-
schutzes und der sozialen Eingliederung in die staatliche Politik der EU-Mit-
gliedstaaten“ — in der Hoffnung, dass die für Mitte 2010 geplante Veröffent-
lichung dieses Berichts lehrreiche Fakten zu den praktischen Erfahrungen 
der Mitgliedstaaten zu Tage fördert und in der täglichen Evaluierungspraxis 
weitere Verbesserungen freisetzt;
Empfehlung an die Mitgliedstaaten, ggf. bei umstrittenen Politikvorschlägen 
in den Nationalen Reformprogrammen oder auch in den Nationalen Strate-
gieberichten zu Sozialschutz und sozialer Eingliederung eine soziale Folgen-
abschätzung abzuhalten;
Förderung für die Entwicklung von Mikrosimulations-Modellen, statistischen 
Werkzeugen und partizipativen Forschungsansätzen zur sozialen Ausgren-
zung in den Rahmenprogrammen der GD Forschung;
qualitative Überwachung der Einbeziehung der Interessengruppen bei Poli-
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Gastgeberland : Slowakei  
Peer-Länder : Belgien, Bulgarien, Deutschland, Irland, Norwegen, 
Rumänien, Österreich
Es ist ein herausragendes Merkmal der politischen Zielvorstellungen der 
EU, dass der Verwirklichung sozialer Vorgaben ein ebenso starkes Gewicht 
zukommt wie wirtschaftlichen oder politischen Zielen. In allen Mitgliedstaaten 
spielen sozialpolitische Instrumente eine maßgebliche Rolle für die 
Umsetzung von Zielen wie z. B. der Gewährleistung der Chancengleichheit für 
alle Bevölkerungssegmente. Aber auch Maßnahmen in anderen Politikfeldern 
können dazu wichtige Beiträge leisten – zumindest ist sicherzustellen, 
dass sie der Realisierung sozialer Ziele nicht entgegenwirken und keine 
sozialpolitischen Korrektur- oder Ausgleichsmaßnahmen erforderlich 
machen und so Kosten verursachen, die es angesichts bestehender 
Budgetzwänge und der notwendigen Einschränkung von Sozialausgaben zu 
vermeiden gilt.
Vor diesem Hintergrund und angesichts des Stellenwerts des 
Kostenwirksamkeitsprinzips in der Politikgestaltung sowie als Folge 
des «Gruppendrucks» im Zusammenhang mit der Offenen Methode der 
Koordinierung legen die EU-Mitgliedstaaten ein verstärktes Augenmerk 
auf die Abschätzung der sozialen Folgen geplanter Politikmaßnahmen. 
Die Mitgliedstaaten haben zugleich ein wachsendes Interesse an den 
Verfahrensweisen zur Durchführung solcher Sozialbilanzen.
In der Slowakei befindet sich ein einheitliches Bewertungsverfahren im 
Entwicklungsstadium. Zwar kann sich jedes Ministerium individuell für das 
geeignetste Bewertungsverfahren entscheiden, doch sind in jedem Fall nicht 
nur die finanziellen Haushaltsfolgen zu orten und quantitativ zu bestimmen 
(einnahmen- und ausgabenseitig), sondern auch die Effekte auf die soziale 
Eingliederung und soziale Gleichstellung (zwischen Frauen/Männern, 
sozialen Gruppen, Regionen usw.). Die Peer Review ist eine Gelegenheit 
zum Erfahrungsaustausch zwischen Mitgliedstaaten über die Methoden zur 
Durchführung von «Sozialverträglichkeitsprüfungen».
